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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Welchen Stellenwert hat in diesem Zusammen- 
hang das interne „Erinnerungspolitische Kon- 
zept“ aus der Behörde der BKM vom 2. No- 
vember 2004 und 1. Dezember 2004, wonach 
innerhalb der nächsten 5 Jahre die Stasi-Unter- 
lagen dem Bundesarchiv übergeben werden, 
die Bildungs- und Forschungsaufgaben der 
Stasiunterlagenbehörde an die Stiftung zur 
Aufarbeitung der SED-Diktatur oder an ande- 
re Institute übertragen werden, sich das Bun- 
desministerium des Innern und die Beauftragte 
der Bundesregierung für Kultur und Medien 
(BKM) über diese Planung und deren organi- 
satorische und haushaltsrechtliche Umsetzung 
bis zum 1. Januar 2005 einigen sollen und der 
Prozess der Neukonzeptionierung bis zum 
Sommer 2005 und die Umstrukturierung und 
Integration selbst bis zum Jahre 2010 abge- 
schlossen werden soll? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 21. Dezember 2004 

Die Übernahme der Zuständigkeit für die Behörde der Bundesbeauf- 
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemali- 
gen DDR sowie der Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 
durch die BKM bildet den Auftakt zur Errichtung des geplanten Ge- 
schichtsverbundes „Aufarbeitung der SED-Diktatur“ durch Bünde- 
lung von Verantwortlichkeiten, die sich bislang in verschiedenen Häu- 
sern befanden. Das Konzept des Geschichtsbundes wird im kommen- 
den Jahr in enger Zusammenarbeit mit allen Beteiligten erstellt, die ge- 
nannten Papiere sind dafür nicht die Grundlage. 


2. 


Abgeordneter 

Jocben-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Mit welchen Gesamtumzugskosten des Bun- 
desnachrichtendienstes (BND) rechnet die 
Bundesregierung gegenwärtig unter Zugrunde- 
legung ihres Beschlusses vom Aprü 2004 hin- 
sichtlich der Gebäude, deren technischer Aus- 
stattung, den Aufwendungen für Trennungs- 
geld bzw. Dienstreisen und des Umzugs im 
eigentlichen Sinne von Pullach nach Berlin 
(bitte jeweils einzeln auflisten)? 


Antwort des Chefs des Bundeskanzleramtes, Staatssekretär 
Dr. Frank- Walter Steinmeier 
vom 20. Dezember 2004 

Die schriftliche Frage bezieht sich auf geheimhaltungsbedürftige An- 
gelegenheiten. Aus Geheimschutzgründen kann daher eine - zumal 



Drucksache 15/4595 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


nach einzelnen Kostenarten aufgeschlüsselte - Information lediglich 
in den zuständigen Gremien des Deutschen Bundestages - dem Parla- 
mentarischen Kontrollgremium und dem Vertrauensgremium - erfol- 
gen. Im Übrigen erwartet das Vertrauensgremium in seiner nächsten 
Sitzung im Januar 2005 einen Bericht zu den von Ihnen aufgeworfe- 
nen Fragen. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. Abgeordneter 

Holger 

Haibach 

(CDU/CSU) 


Lässt es sich nach Auffassung der Bundesre- 
gierung mit dem Prinzip der Gewaltenteilung 
und mit dem Beschluss des Deutschen Bundes- 
tages vom 28. Oktober 2004 zum Antrag der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN „EU-Waffenembargo gegenüber 
der Volksrepublik China“ auf Bundestags- 
drucksache 15/4035 vereinbaren, wenn sich 
Bundeskanzler Gerhard Schröder in China für 
die Aufhebung des EU-Waffenembargos ge- 
gen China einsetzt (vgl. Berliner Zeitung vom 
4./5. Dezember 2004), und womit begründet 
sie ihre Haltung? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 20. Dezember 2004 

Auch der Deutsche Bundestag fordert in seiner Entschließung auf 
Bundestagsdrucksache 15/4035 von der Bundesregierung die Beteili- 
gung an der laufenden Überprüfung des EU-Waffenembargos gegen- 
über der Volksrepublik China und konzediert Aufhebung bei Fort- 
schritten in den dort genannten Bereichen. 

Bundeskanzler Gerhard Schröder hat bei seinem Besuch in China in 
Anwesenheit von Mitgliedern aller Fraktionen des Deutschen Bundes- 
tages seinen Respekt für die in der Entschließung des Deutschen 
Bundestages auf Bundestagsdrucksache 15/4035 - die gegen die Stim- 
men der Fraktion der CDU/CSU angenommen wurde - zum Aus- 
druck kommende Position betont. Der Bundeskanzler hat seine 
chinesischen Gesprächspartner allerdings auch nicht über seine per- 
sönliche Haltung im Unklaren gelassen, wonach er sich im Kreis der 
EU-Staats- und Regierungschefs für eine Aufhebung des Embargos 
einsetzen wird. 


4. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, damit 
die EU gezielte Sanktionen gegen Verantwort- 
liche der sudanesischen Regierung für Men- 
schenrechtsverletzungen verhängen wird? 
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5. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, damit 
die Ergebnisse der von Generalsekretär Kofi 
Annan im Oktober 2004 eingesetzten Untersu- 
chungskommission zur menschenrechtlichen 
und sicherheitspolitischen Situation im Sudan 
schnellstmöglich umgesetzt werden? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 20. Dezember 2004 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, dass die Konfliktpar- 
teien des Darfur-Konflikts nur durch internationalen Druck dazu zu 
bewegen sind, ihre Verpflichtungen zu erfüllen. Sowohl der VN-Si- 
cherheitsrats als auch der Rat für Allgemeine Angelegenheiten und 
Außenbeziehungen der EU haben der sudanesischen Regierung auch 
auf Initiative der Bundesregierung wiederholt Sanktionen angedroht. 
Im Zuge der Vorbereitung des am 13. Dezember 2004 stattfmdenden 
Rats für Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen der EU 
hat sich die Bundesregierung dafür eingesetzt, die Sanktionsandro- 
hung weiter zu konkretisieren. Auf Drängen der Bundesregierung 
haben die EU-Außenminister am 13. Dezember 2004 den Verantwort- 
lichen aller Konfliktparteien „gezielte Sanktionen“ angedroht und da- 
mit die bestehende Sanktionsandrohung verschärft. 

Dies dient dem Ziel, für das sich die Bundesregierung auch weiterhin 
nachdrücklich einsetzen wird, die notwendigen Voraussetzungen für 
eine rasche Verhängung von Einreiseverboten und das Einfrieren von 
Guthaben vom Verantwortlichen aller Konfliktparteien bei Vorlage 
des Berichts der Internationalen Untersuchungskommission im Janu- 
ar zu schaffen. Die Bundesregierung geht davon aus, dass der zu er- 
wartende Bericht entsprechend der Mandatierung durch den Sicher- 
heitsrat Verantwortliche für Menschenrechtsverletzungen benennen 
wird. Des Weiteren kommt eine Befassung des Internationalen Straf- 
gerichtshofes zur strafrechtlichen Ahndung der in Darfur begangenen 
groben Menschenrechtsverletzungen durch den Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen in Betracht. 


6. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(EDP) 


Welches sind die bislang wichtigsten Ergebnis- 
se, die das Karlsruher Übereinkommen über 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
von 1996 zwischen Deutschland und Erank- 
reich, Deutschland und Euxemburg sowie 
Deutschland und der Schweiz gezeitigt hat? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 20. Dezember 2004 

Das Karlsruher Übereinkommen bildet seit Inkrafttreten den wich- 
tigsten Orientierungsrahmen für die kommunale grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen deutschen Gemeinden und ihren französi- 
schen, luxemburgischen oder schweizerischen Partnern, die sich seit- 
dem auf allen Gebieten belebt hat. Die Initiative für die Zusammen- 
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arbeit liegt bei den Gemeinden. Es ist auf Grundlage des Karlsruher 
Übereinkommens zum Abschluss von grenzüberschreitenden Koope- 
rationsabkommen und zur Gründung von grenzüberschreitenden 
Zweckverbänden gekommen. 


7. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 


Von welcher Möglichkeit der grenzüberschrei- 
tenden Kooperation wird seit dem Vorhanden- 
sein des Karlsruher Übereinkommens seitens 
der Gemeinden und Verbände am intensivsten 
Gebrauch gemacht? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 20. Dezember 2004 

Das Karlsruher Übereinkommen dient bei allen Vorhaben der grenz- 
überschreitenden Zusammenarbeit als Orientierungsrahmen. Darüber 
hinaus sind der Bundesregierung seit Inkrafttreten die Gründung von 
fünf Zweckverbänden und der Abschluss von sieben Kooperationsver- 
einbarungen bekannt geworden, die sich ausdrücklich auf das Karlsru- 
her Übereinkommen gründen. 

Es handelt sich dabei um die Zweckverbände 

1. PAMINA (Pfalz-Mittlerer Oberrhein-Nordelsass), 

2. Grenzüberschreitende Verbundwasserversorgung Wissembourg- 
Bad Bergzabern, 

3. Euroinstitut Kehl, 

4. Mittel-Hardt-Oberrhein, 

5. „Vis-ä-Vis“ Eahr/Erstein, 

sowie um die Kooperationsvereinbarungen 

1. zwischen der Verbandsgemeinde Da hn er Felsenland und der Ge- 
meinschaft der Kommunen des Sauertals zum Aufbau des „Ju- 
gendfreizeitzentrums auf Burg Fleckenstein“, 

2. zwischen der Gemeinde Mompach und der Verbandsgemeinde 
Trier-Eand über die Zusammenarbeit der Feuerwehren, 

3. über den Betrieb einer gemeinsamen Touristeninformationsstelle 
zwischen Wasserbillig und der Verbandsgemeinde Trier-Eand, 

4. zur nachhaltigen Raumentwicklung der Trinationalen Agglomera- 
tion Basel, 

5. zwischen der Stadt Colmar, der Stadt Freiburg im Breisgau, der 
Stadt Breisach am Rhein und dem Eandkreis Breisgau-Hoch- 
schwarzwald, 
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6. zum Bau einer Fußgänger- und Radfahrerbrücke im Rahmen der 
„Landesgartenschau/Festival de l’Art et du Paysage Kehl-Stras- 
bourg 2004“ zwischen der Stadt Kehl, der Stadt Straßburg und der 
Stadtgemeinschaft Straßburg, 

7. zwischen der Communaute de Communes Porte de France Rhin 
Sud und der Stadt Neuenburg am Rhein. 


8. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 


Wird das Potential des Karlsruher Überein- 
kommens durch die Kommunen voll ausge- 
schöpft, und wenn nicht, woran liegt das aus 
Sicht der Bundesregierung? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 20. Dezember 2004 

Die Gemeinden entscheiden entsprechend dem Regelungsbedarf ihrer 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, welche Möglichkeiten des 
Karlsruher Übereinkommens sie nutzen wollen. Das Karlsruher Über- 
einkommen hat sich belebend auf die grenzüberschreitende Zusam- 
menarbeit ausgewirkt und die Bundesregierung erwartet, dass dies 
auch künftig der Fall sein wird. 


9. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 


Haben sich in der Anwendung des Karlsruher 
Übereinkommens Defizite gezeigt, die an 
bestimmten Stellen eine Nachbesserung des 
Übereinkommens nahe legen, und wenn ja, 
welche sind dies? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 20. Dezember 2004 

Der Bundesregierung sind bis jetzt keine Wünsche nach Nachbesse- 
rung des Karlsruher Übereinkommens bekannt geworden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


10. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Wie viele „Dienstliche Erklärungen“ mussten 
von Mitarbeitern der Bundesministerien im 
Jahr 2004 wegen angeblicher oder tatsächli- 
cher Kontakte (Telefonate, Auskünfte, Über- 
sendung von Vorlagen ...) zu Abgeordneten 
der Fraktion der CDU/CSU abgegeben wer- 
den? 
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11. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die Zahl von Durchsuchungen 
oder sonstigen Kontrollen von Büros von Mit- 
arbeitern der Bundesministerien aus dem An- 
lass angeblicher oder tatsächlicher Kontakte 
von diesen mit Abgeordneten der Fraktion der 
CDU/CSU? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 20. Dezember 2004 

Bundesbeamtinnen und -beamte haben nach § 61 Bundesbeamten- 
gesetz über Angelegenheiten, die bei der amtlichen Tätigkeit bekannt 
geworden sind, Verschwiegenheit zu bewahren. Ausnahmen von die- 
ser Pflicht bestehen für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr offen- 
kundig oder mangels Bedeutung nicht geheimhaltungsbedürftiger Tat- 
sachen. Vergleichbare Regelungen gelten für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. 

Besteht der Verdacht, dass gegen diese Pflichten verstoßen wurde, 
kann es angezeigt erscheinen, von den Mitarbeiterinnen und Mitarbei- 
tern eine „Dienstliche Erklärung“ über den in Rede stehenden Sach- 
verhalt zu fordern oder ggf. Kontrollen in Büros von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern durchzuführen. Dies kann sich aus der Notwendig- 
keit ergeben, den Sachverhalt vollständig aufklären zu müssen, u. a. 
auch im Vorfeld eines möglichen Disziplinarverfahrens für Beam- 
tinnen und Beamte oder einer vergleichbaren Maßnahme gegenüber 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. 

Statistiken über derartige Maßnahmen liegen nicht vor. 


12. Abgeordneter 
Wolfgang 
Bosbach 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in wie vielen 
Fällen es zu Ausweisungen bzw. Abschiebun- 
gen der betroffenen Personen gekommen ist? ’ 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 15. Dezember 2004 

Nein. Die Durchführung des Ausländerrechts einschließlich Auswei- 
sungen und Abschiebungen ist Ländersache. Zudem ist der Bundesre- 
gierung nicht bekannt, gegen welche Personen in den Ländern Ermitt- 
lungsverfahren eingeleitet worden sind. 


13. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Bundesregierung beab- 
sichtigt, zum 1. Januar 2005 die Behörde der 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR 
(BStU) vom Bundesministerium des Innern 
(BMI) in das Ressort der Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Medien 


♦) s. hierzu Frage 25 
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(BKM) zu verlagern, und ist für eine derartige 
Veränderung der Verantwortlichkeiten nach 
dem Stasi-Unterlagen-Gesetz (StUG) eine 
Gesetzesänderung zwingend erforderlich? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 20. Dezember 2004 

Für die Absicht der Bundesregierung, die Behörde der Bundesbeauf- 
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemali- 
gen DDR (BStU) mit Wirkung vom 1. Januar 2005 aus dem Ge- 
schäftsbereich des Bundesministeriums des Innern in den der Beauf- 
tragten der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) zu über- 
führen, bedarf es einer Änderung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes nicht. 
Die Bundesregierung hält sich im Rahmen des Zuständigkeitsanpas- 
sungsgesetzes, dessen § 1 Abs. 1 lautet: „Werden innerhalb der Bun- 
desregierung Zuständigkeiten aus dem Geschäftsbereich einer obers- 
ten Bundesbehörde in den Geschäftsbereich einer anderen obersten 
Bundesbehörde überführt, so gehen damit die in Gesetzen oder in 
Rechtsverordnungen zugewiesenen Zuständigkeiten auf die nach der 
Überführung zuständige oberste Bundesbehörde über.“ 


14. Abgeordneter 

Otto 

Fricke 

(FDP) 


Nach welchen Kriterien erfolgte die Auswahl 
der europäischen Staaten in der dem Schrei- 
ben des Bundesministeriums des Innern an 
den Haushaltsausschuss des Deutschen Bun- 
destages vom 3. November 2004 (Az.: Z 5 - 
007 241 - 1/2) beigefügten „Zusammenstel- 
lung zu ausgewählten BOS-Digitalfunkprojek- 
ten in Europa“ (Anlage 1 zur Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der FDP auf Bundestagsdrucksache 
15/3582), so dass Länder wie Frankreich und 
die Schweiz darin keine Berücksichtigung 
fanden? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 17. Dezember 2004 

Das Schreiben des Bundesministeriums des Innern in den Haushalts- 
ausschuss des Deutschen Bundestages berücksichtigt den Sachstand 
der auf TETRA- oder TETRAPOL-Bündelfunktechnologie basieren- 
den BOS-Digitalfunkprojekte in den deutschen Nachbarstaaten Bel- 
gien, Frankreich, den Niederlanden, Österreich, Polen, Schweden und 
der Schweiz. Die ergänzend und als Anlage zum Bericht „Zusammen- 
stellung zu ausgewählten BOS-Digitalfunkprojekten in Europa“ gibt 
einen Überblick zum Sachstand der BOS-Digitalfunkprojekte in Finn- 
land, Großbritannien, Schweden, Österreich und der Tschechischen 
Republik. Die zuletzt genannten Länder wurden bis auf Finnland, das 
am 4. Mai 2004 eine umfassende Informationsveranstaltung zu seinem 
VIRVE-Digitalfunknetz in der finnischen Botschaft abhielt, von Ver- 
tretern des Bundesministeriums des Innern bereist. Die Besuche er- 
folgten im Hinblick auf den unterschiedlichen Entwicklungsstand der 
dortigen Digitalfunkprojekte und die unterschiedlichen Betriebsmo- 
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delle, die in diesen Staaten implementiert wurden. Während Finnland 
und die Tschechische Republik sich für ein staatliches Eigenbetriebs- 
modell entschieden haben, bezieht Großbritannien den Digitalfunk 
für seine Polizeien als Dienstleistung eines privaten Betreibers. Öster- 
reich und Schweden wurden im Hinblick auf die damals unmittelbar 
bevorstehenden Vergabeverfahren (Österreich) bzw. die erst kürzlich 
getroffene Vergabeentscheidung (Schweden) bereist. 


15. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe sprechen aufgrund der ange- 
spannten Sicherheitslage dafür, die Wühelm- 
straße vor der Britischen Botschaft in Berlin 
sowohl für den fließenden als auch für den ru- 
henden Verkehr gänzlich zu sperren, und wel- 
che Bundes- bzw. einvernehmlich mit dem 
Bund agierende Landesbehörde hat diese Art 
und Weise der Umsetzung der Sicherheitsmaß- 
nahme für erforderlich gehalten und angeord- 
net? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 15. Dezember 2004 

Die Gefährdungsbewertung für die Britische Botschaft in Berlin und 
die Festlegung von Schutzmaßnahmen liegen in der ausschließlichen 
Zuständigkeit der Polizei des Landes Berlin. Die Festlegung der kon- 
kreten Schutzmaßnahmen erfolgt in Abstimmung mit der Britischen 
Botschaft. 


16. Abgeordnete 
Katherina 
Reiche 

(CDU/CSU) 


Wie viele Dienststellen der Polizei, aufgeteilt 
nach Bundesländern, haben sich bereits an der 
SMS-Fahndung beteiligt, und wie viele Bürger 
haben sich, aufgeteilt nach Bundesländern für 
die SMS-Fahndung angemeldet? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 21. Dezember 2004 

Derzeit nutzen das Polizeipräsidium Bochum (Nordrhein-Westfalen) 
sowie die Polizeidienststellen in Lüneburg/Harburg (Niedersachsen) 
und Magdeburg (Sachsen-Anhalt) die SMS-Fahndung zu Zwecken 
der Öffentlichkeitsfahndung. Bei der Polizei in Bochum haben sich et- 
wa 670 Bürger registriert, bei der Polizei in Lüneburg/Harburg und in 
Magdeburg jeweils etwa 180. 


17. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Wird die SMS-Fahndung von den Bundeslän- 
dern als technisch und rechtlich realisierbar 
eingeschätzt, und wenn nein, welche Gründe 
werden hierfür angegeben? 
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18. Abgeordnete Welche Kosten entstehen den Bundesländern 

Katherina durch die Einführung der SMS-Fahndung? 

Reiche 
(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 21. Dezember 2004 

Auf die Beantwortung der wortgleichen Fragen vom 10. März 2004 
wird verwiesen. Der Sachstand ist unverändert. 


19. Abgeordneter Worin sieht die Bundesregierung den entschei- 

Jörg denden Sicherheitsgewinn durch die Einfüh- 

Tauss rung biometrischer Merkmale in Ausweisdoku- 

(SPD) menten und wie bewertet sie die seitens der Si- 

cherheitsbehörden vorgetragene Argumenta- 
tion, derzufolge die Speicherung biometrischer 
Daten in der Hand des Betroffenen, d. h. die 
ausschließliche Speicherung auf dem Chip, für 
die Zwecke der Polizei weitgehend ungeeignet 
sei, wenn die Speicherung des biometrischen 
Merkmals nicht mit einem Online-Zugriff ver- 
bunden ist (so die Presseinformation des Bun- 
des Deutscher Kriminalbeamter zu einer Inter- 
nationalen Fachtagung in Feipzig am 4. No- 
vember 2004)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 20. Dezember 2004 

Es trifft nicht zu, dass die Speicherung biometrischer Daten in Perso- 
naldokumenten für die Zwecke der Polizei weitgehend ungeeignet ist. 

Durch die Speicherung biometrischer Merkmale wird die Fälschungs- 
und Verfälschungssicherheit des EU-Reisepasses auf ein völlig neues 
Niveau gehoben, da mit biometrischen Merkmalen nun eine klare Bin- 
dung von Person und hochwertigem Dokument gewährleistet wird. 
Die fälschliche Benutzung eines echten Ausweises durch Dritte, die 
nach vorliegenden Erkenntnissen einen erheblichen Anteil im Krimi- 
nalitätsbereich ausmacht, wird dadurch erheblich erschwert. Fälschun- 
gen und Verfälschungen können durch Grenz- und Polizeibeamte 
leichter erkannt werden. 

Aufgrund der manipulationssicher in den Dokumenten gespeicherten 
biometrischen Daten kann die Identitätsprüfung durch Abgleich von 
Dokumenten und Dokumenteninhaber durchgeführt werden und die 
Online-Abfrage auf den herkömmlichen Abgleich der alphanumeri- 
schen Daten mit den Fahndungsregistern beschränkt bleiben. 
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20. Abgeordneter 

Jörg 

Tauss 

(SPD) 


Wird die EU-Verordnung zum Einsatz biomet- 
rischer Merkmale in Pässen genaue Vorgaben 
für die Speicherung biometrischer Merkmale 
machen (also beispielsweise zur Anzahl der 
Eingerabdrücke, ihrer Eorm - Template oder 
Abbild - und der Verschlüsselung ihrer Ein- 
bringung in Ausweisdokumente), und welche 
Vorgaben sind insoweit zu erwarten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 20. Dezember 2004 

Der europäische Rat der Justiz-/Innenminister hat am 26. Oktober 
2004 politisches Einvernehmen erzielt, stufenweise in die Pässe bio- 
metrische Merkmale aufzunehmen. Nach 18 Monaten soll das Gesicht 
als biometrisches Merkmal, nach 36 Monaten der Eingerabdruck als 
weiteres verpflichtendes biometrisches Merkmal aufgenommen wer- 
den. 

Die genauen technischen Vorgaben für die Speicherung biometrischer 
Merkmale werden durch einen technischen Ausschuss vorbereitet und 
skizziert und dann von der EU-Kommission beschlossen. 

Es ist beabsichtigt, das Gesichtsbild und die Bilder der Abdrücke bei- 
der Zeigefinger zu speichern und durch informationstechnische Maß- 
nahmen die Integrität, Authentizität und Vertraulichkeit der Daten so- 
wie den Schutz vor unbefugtem Zugriff zu gewährleisten. Die Daten 
sollen in Bildern, d. h. nicht in proprietären Templates hinterlegt wer- 
den. 


21. Abgeordneter 

Jörg 

Tauss 

(SPD) 


Erwartet die Bundesregierung mit der Einfüh- 
rung dieser neuen Ausweisgeneration auch 
neue Impulse für den Einsatz der digitalen Sig- 
natur und welche Erwartungen verbindet die 
Bundesregierung im Hinblick auf die breite 
Nutzung und Akzeptanz derartiger elektro- 
nischer Identifikationssysteme mit den neuen 
Ausweisen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 20. Dezember 2004 

Die Bundesregierung hat mit diversen Unternehmen der Privatwirt- 
schaft das „Signaturbündnis“ geschlossen und damit eine breite Ver- 
wendung der elektronischen Signatur sowohl für den Geschäfts- als 
auch für den Privatbereich und für den Einsatz in behördlichen An- 
wendungen ermöglicht. 

Ob der zukünftige neue Personalausweis die Zusatzfunktion der „qua- 
lifizierten elektronischen Signatur“ enthalten soll ist noch nicht end- 
gültig entschieden. Sollte die neue Ausweisgeneration bevorzugt die 
Punktion der Authentisierung beinhalten, so ist dafür nicht zwangs- 
läufig die qualifizierte elektronische Signatur zwingend notwendig. 
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Der Einsatz eines zukünftigen digitalen Personalausweises zu Zwe- 
cken der Online-Authentisierung für E-Government- und E-Business- 
anwendungen würde absehbar eine nutzungsfördernde und akzep- 
tanzsteigernde Wirkung schaffen, insbesondere weil mit dem digitalen 
Personalausweis eine Sicherheitsinfrastruktur in die Breite gebracht 
wird. 


22. Abgeordneter Auf welche Weise will die Bundesregierung si- 

Jörg cherstellen, dass die Nutzer und Nutzerinnen 

Tauss Tele- und Mediendienste anonym und pseudo- 

(SPD) nym nutzen können, wenn sie gleichzeitig die 

Verbreitung qualifizierter elektronischer Signa- 
turen über die Einführung digitaler Personal- 
ausweise mit Bürgerkartenfunktion fördert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 20. Dezember 2004 

Wie in der Antwort zur Präge 2 1 aufgeführt, ist eine Entscheidung für 
die Bereitstellung der Punktion einer „qualifizierten elektronischen 
Signatur“ noch nicht gefällt. 

Das aktualisierte Signaturgesetz (SigG) und die zugehörige Verord- 
nung (SigV) sehen - wie in der vorherigen Passung - im Rahmen ihrer 
Anwendung keine Anonymität des Unterzeichners vor. 

Pseudonymität ist mit dem aktualisierten SigG bzw. SigV im Wesent- 
lichen unverändert übernommen worden. 

Zusammengefasst heißt dies, dass die qualifizierte elektronische Signa- 
tur gemäß SigG/SigV zum Zwecke einer anonymen On-Eine-Authenti- 
sierung (z. B. Anmeldung) nicht vorgesehen ist und der Einsatz von 
Pseudonymen explizit möglich ist. Im Übrigen wird eine Authentisie- 
rung des Nutzers nur bei jenen Verfahren gefordert, bei denen dies er- 
forderlich ist. 


23. Abgeordneter 
Marco 
Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung, wie von der Abge- 
ordneten Silke Stokar von Neuforn gegenüber 
der „Preien Presse Chemnitz“ vom 10. De- 
zember 2004 geäußert, die Absicht, die Kosten 
für die Erfassung der biometrischen Merkmale 
der deutschen Staatsangehörigen für Reisepäs- 
se auf die Bürger, die einen neuen Reisepass 
beantragen, umzulegen, und wenn ja, wie hoch 
werden diese pro Pass voraussichtlich sein? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 20. Dezember 2004 

Die Kosten für Passherstellung und -ausstellung werden bereits jetzt 
durch die erhobenen Passgebühren abgedeckt. Insofern wird das be- 
stehende und bewährte Konzept fortgeführt. 
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Eine exakte Kostenkalkulation liegt noch nicht vor. Derzeit wird an 
einem Passeinführungskonzept gearbeitet, das auch eine ausgewogene 
und sachgerechte Kostenverteüung beinhaltet. 


24. Abgeordneter 
Marco 
Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Wenn nein, wie beabsichtigt die Bundesregie- 
rung die Kosten anderweitig zu decken, und 
wie hoch sind diese? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 20. Dezember 2004 

Auf die Antwort zu Frage 23 wird verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


25. Abgeordneter 

Wolfgang 

Bosbach 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung - nachdem vor einem 
Jahr, am 11. Dezember 2003, mehr als 5 500 
Polizeibeamte und Staatsanwälte in 1 3 Bundes- 
ländern rund 1 170 Wohnungen von Anhän- 
gern Metin Kaplans unter anderem wegen des 
Verdachts auf Mitgliedschaft in einer verbote- 
nen bzw. terroristischen Vereinigung durch- 
sucht haben und nach Presseberichten Waffen, 
Munition und Unterlagen beschlagnahmt wor- 
den sind - bekannt, in wie vielen Fällen es 
nach Abschluss dieser Maßnahmen bzw. der 
diesbezüglichen staatsanwaltschaftlichen Er- 
mittlungen zu strafrechtlichen Verurteilungen 
der betroffenen Personen gekommen ist? ^ 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 14. Dezember 2004 

Im Rahmen der am 11. Dezember 2003 bundesweit durchgeführten 
Durchsuchungsmaßnahmen wurden in fünf Fällen Wohnobjekte im 
Auftrag des Generalbundesanwalts durch das Bundeskriminalamt 
durchsucht. Diese Maßnahmen richteten sich gegen Metin Kaplan 
wegen des Verdachts des Verstoßes gegen ein Vereinigungsverbot 
(§ 85 StGB) sowie gegen vier Anhänger des Verbandes im Raum 
Braunschweig wegen des Verdachts der Mitgliedschaft in einer terro- 
ristischen Vereinigung (§ 129a StGB) und weiterer Straftaten. Das Er- 
mittlungsverfahren gegen Metin Kaplan ist noch beim Generalbun- 
desanwalt anhängig. Das Ermittlungsverfahren gegen die vier anderen 
Beschuldigten ist mittlerweile an die Staatsanwaltschaft Braunschweig 
abgegeben worden, nachdem der bei diesen Beschuldigten bestehende 


♦) s. hierzu Frage 12 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 13 - 


Drucksache 15/4595 


Anfangsverdacht der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereini- 
gung nicht erhärtet worden ist. Strafrechtliche Verurteilungen sind in 
den genannten Verfahren bislang nicht erfolgt. 

Die zahlreichen weiteren Durchsuchungsmaßnahmen am 1 1 . Dezem- 
ber 2003 erfolgten in Ermittlungsverfahren von Landesstaatsanwalt- 
schaften. Ob in diesen Fällen strafrechtliche Verurteilungen erfolgt 
sind, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


26. Abgeordneter 

Dr. Joachim 
Pfeiffer 

(CDU/CSU) 


Gibt es rechtliche Möglichkeiten, die Wirkung, 
die ein erteiltes europäisches Patent in 
Deutschland entfaltet, zu begrenzen, so wie es 
§ 1 a Abs. 4 des novellierten Patentgesetzes re- 
gelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenhach 
vom 17. Dezember 2004 

§ la Abs. 4 des Gesetzentwurfs zur Umsetzung der Biopatenrichtlinie 
98/44/EG in der vom Deutschen Bundestag beschlossenen Fassung 
sieht eine Einschränkung des Stoffschutzes bei natürlichen mensch- 
lichen Genen vor. Diese Regelung ist nach intensiver Diskussion 
bewusst und aus Sicht der Bundesregierung zu Recht (nur) in § la 
Patentgesetz und nicht etwa auch in § 9 oder § 9a Patentgesetz aufge- 
nommen worden. Denn es geht beim Umfang des Stoffschutzes nicht 
um die Wirkungen des Patents im Sinne des Patentrechts, sondern um 
dessen Schutzbereich. Diese Unterscheidung ist durch das Euro- 
päische Patentübereinkommen (EPÜ) verbindlich vorgegeben und 
darf nicht durch eine Sonderregel im nationalen Recht in Frage 
gestellt werden. 

Nach dem Europäischen Patentübereinkommen legt das Europäische 
Patentamt mit der Erteilung des europäischen Patents auch dessen 
Schutzbereich abschließend und verbindlich fest (vgl. Artikel 69 
EPÜ). Im Hinblick auf solche europäischen Patente kann eine Ein- 
schränkung des Umfangs des Stoffschutzes daher nur durch eine Än- 
derung dieses Übereinkommens beziehungsweise seiner Ausführungs- 
ordnung erreicht werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


27. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die monatlichen sächlichen und 
personellen Aufwendungen (bitte detaillierte 
Aufstellung) um den leerstehenden ehemaligen 
Bundeswehrstandort in Osterode am Harz zu 
bewachen bzw. zu unterhalten, und welche zu- 
künftigen Nutzungsplanungen bestehen seitens 
der Bundesregierung für diesen ehemaligen 
Bundeswehrstandort in Osterode am Harz? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 21. Dezember 2004 

Die Bundesvermögensverwaltung hat die ehemalige Rommel-Kaserne 
und den Standortübungsplatz in Osterode zum 1. Oktober 2004 dem 
Allgemeinen Grundvermögen des Bundes zugeführt. Die Bewachung 
der Liegenschaften wird von der Bundeswehr durch Überhangperso- 
nal wahrgenommen. Dort entstehen durch zwei Arbeitskräfte Kosten 
in Höhe von monatlich 7 540 Euro. Daneben sind dem Bundesvermö- 
gensamt Hannover bisher Sachkosten in Höhe von rund 4 300 Euro 
entstanden. Die Kosten für die Minimalbeheizung der für zivile An- 
schlussnutzungen geeigneten Kasernengebäude stehen derzeit noch 
nicht fest. 

Verantwortlich für die Eestlegung ziviler Anschlussnutzungen ist die 
Stadt Osterode als Trägerin der Planungshoheit. Die Stadt beabsich- 
tigt gegebenenfalls eine Verwendung für Zwecke des Tourismus und 
des Skisports. Der Bund prüft derzeit, ob Rückerwerbsansprüche frü- 
herer Eigentümer zu beachten sind. Sofern dies nicht der Eall ist, wer- 
den die Eiegenschaften im Benehmen mit der Stadt Osterode über- 
regional zum Verkauf angeboten. 


28. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
deutsche Banken, insbesondere Genossen- 
schaftsbanken und Sparkassen, gegenüber ös- 
terreichischen Banken mit Niederlassung in 
Deutschland im Wettbewerb benachteiligt 
sind auf Grund eines nach deutschem Kredit- 
wesengesetz gegenüber dem österreichischem 
Bankwesengesetz um 500 000 Euro höheren 
Schwellenwerts zur formalisierten Offenlegung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse der Kredit- 
nehmer und auf Grund von mehr bankauf- 
sichtlichen Regularien für die Eeststellung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Kreditneh- 
mer, und wenn ja, welche Maßnahmen, insbe- 
sondere im Hinblick auf eine mögliche Ände- 
rung des deutschen Kreditwesengesetzes, be- 
absichtigt die Bundesregierung, um diesen 
Wettbewerbsnachteil der deutschen Kreditins- 
titute zu beseitigen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 20. Dezember 2004 

Sowohl der Bundesregierung als auch der Bankenaufsicht ist die Kri- 
tik über die Auslegung sowie den bürokratischen Aufwand bei der 
Vorschrift des § 18 Kreditwesengesetz (KWG) bekannt. Die zum Teil 
sehr pauschale Kritik ist im Wesentlichen jedoch nicht gerechtfertigt, 
denn die Regelung zur Offenlegung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
von Kreditnehmern und die dazu entwickelte Verwaltungspraxis der 
BaEin dienen letztlich dazu, den Kreditinstituten die Basis für die not- 
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wendige Risikoeinschätzung zu schaffen. Ihre materielle Einhaltung 
bildet damit das Fundament eines modernen Risikomanagementpro- 
zesses jeder Bank. 

Da das Gesetz selbst keine weiteren Vorgaben zur Qualität und zur 
Zeitnähe der für die Risikoeinschätzung notwendigen Unterlagen ent- 
hält, hat die BaFin in den von ihr hierzu veröffentlichten Rundschrei- 
ben Mindestanforderungen festgelegt, welche die Kreditinstitute bei 
der Erfüllung ihrer Verpflichtung aus § 18 KWG zu beachten haben, 
um sicherzustellen, dass die Kreditinstitute die Kreditwürdigkeit ihrer 
Kreditnehmer in ausreichendem Maße überprüfen. 

Die Vorschrift des § 18 KWG verlangt grundsätzlich, dass ein Kredit- 
institut die Kreditwürdigkeit von Kreditnehmern, denen es Kredite 
von mehr als 250 000 Euro gewährt, anhand von aussagekräftigen Un- 
terlagen prüft. Durch dieses gesetzliche Gebot wird zum einen die 
Stellung der Kreditinstitute gegenüber den Kreditnehmern gestärkt 
und zugleich verhindert, dass der Verzicht auf Bilanzeinsicht oder die 
Vorlage anderer Unterlagen Gegenstand des Wettbewerbs zwischen 
den Kreditinstituten wird. 

Auch nach der österreichischen Finanzmarktaufsicht (FMA) kommt 
der adäquaten Begrenzung von Adressenausfallrisiken im Kreditge- 
schäft eine besondere Bedeutung zu. Gemäß § 27 Abs. 8 des österrei- 
chischen Bankwesengesetzes (BWG) muss sich ein Kreditgeber die 
wirtschaftlichen Verhältnisse offen legen lassen, wenn gemäß § 27 
Abs. 2 BWG eine sog. Großveranlagung (10 % der anrechenbaren Ei- 
genmittel des KI) vorliegt oder der Kredit 750 000 Euro überschreitet. 
Anders als das deutsche Kreditwesengesetz (KWG), das in § 18 KWG 
ausschließlich an der absoluten Höhe des Kreditbetrages (250 000 Eu- 
ro) anknüpft und die Höhe des Eigenkapitals des Kreditgebers unbe- 
rücksichtigt lässt, normiert das BWG demnach einen gemischt abs- 
trakt-individuellen Ansatz, der dazu führen kann, dass die Offen- 
legungspflicht bei Instituten mit einer geringen Bilanzsumme auch 
bereits unter der Schwelle von 750 000 Euro zum Tragen kommt. 

Für deutsche Kreditinstitute, die z. B. in grenznahen Anrainerregio- 
nen mit österreichischen Instituten im Wettbewerb stehen, könnte ein 
möglicher Wettbewerbsnachteil dann nicht gänzlich ausgeschlossen 
werden, wenn und soweit ein potentieller Kreditkunde die Wahl seiner 
Bank tatsächlich ausschließlich davon abhängig macht, dass er der 
kreditgebenden Bank seine wirtschaftlichen Verhältnisse nicht voll- 
ständig offen legen muss. In der Praxis dürfte dies aber neben den spe- 
zifischen Kreditkonditionen nur ein Einzelaspekt der Kundenentschei- 
dung sein. 

Auf Grund der Beschwerden von Banken über unterschiedliche An- 
forderungen an die Offenlegungsgrenze in anderen europäischen Staa- 
ten prüft das Bundesfinanzministerium, ob die derzeitige Offenle- 
gungsgrenze des § 18 KWG zur Vermeidung möglicher Wettbewerbs- 
nachteile für deutsche Kreditinstitute erhöht werden kann. Hierbei ist 
jedoch auch zu berücksichtigen, dass ein „Wettbewerb um die laxere 
Offenlegungspraxis“ innerhalb Deutschlands sowie zwischen deut- 
schen und ausländischen Instituten auf lange Sicht zur Kumulation 
von Risiken führen könnte, die nicht im Interesse der Stabilität der 
deutschen Kreditwirtschaft läge. 
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29. Abgeordneter 
Swen 
Schulz 
(Spandau) 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung, insbeson- 
dere angesichts des möglichen Vorwurfes des 
unsachgemäßen Umganges mit der Geheim- 
nummer, die Tatsache, dass viele körperlich 
Behinderte die meisten Geldautomaten nicht 
selbständig nutzen können und sie darum häu- 
fig auf fremde Hilfe angewiesen sind? 


30. Abgeordneter 
Swen 
Schulz 
(Spandau) 
(SPD) 


In welcher Weise wird die Bundesregierung 
darauf hinwirken, dass diesem Missstand abge- 
holfen wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 21. Dezember 2004 

Die Bundesregierung spricht sich nicht nur im Bereich der Nutzung 
von Geldautomaten für eine umfassende Barrierefreiheit aus. Nach 
dem am 1. Mai 2002 in Kraft getretenen Behindertengleichstellungs- 
gesetz (BGG) bedeutet Barrierefreiheit, dass alle gestalteten Lebens- 
bereiche für behinderte Menschen in allgemein üblicher Weise, ohne 
besondere Erschwernisse und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zu- 
gänglich und nutzbar sind. Unter gestalteten Lebensbereichen sind 
u. a. bauliche Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegen- 
stände, Informationsquellen und Kommunikationseinrichtungen zu 
verstehen, wobei zu berücksichtigen ist, dass einzelne schwerstbehin- 
derte Menschen auch weiterhin auf fremde Hilfe angewiesen sein wer- 
den. 

Im Rahmen des BGG sind für verschiedene Bereiche Regelungen mit 
dem Ziel der Herstellung von Barrierefreiheit getroffen worden, z. B. 
beim Bauen und im Verkehr. Zur Herstellung von Barrierefreiheit 
dient auch das mit dem BGG geschaffene neue Instrument der Ziel- 
vereinbarung. Immer dann, wenn rechtliche Vorgaben zur Barriere- 
freiheit fehlen, kann über die Zielvereinbarungen diese Lücke ge- 
schlossen werden. Die Zielvereinbarung überlässt es den Beteiligten, 
Regelungen zur Herstellung von Barrierefreiheit zu treffen, die den je- 
weiligen Verhältnissen und Bedürfnissen angepasst sind. In vielen Läl- 
len erweist sich die Herstellung der Barrierefreiheit als zu vielgestaltig, 
so dass sie kaum mit starren gesetzlichen Vorschriften erfasst werden 
kann. Zielvereinbarungen sollen flexible und verhältnismäßige Lösun- 
gen ermöglichen. Sie können für alle gesellschaftlichen Betriebe, die 
für behinderte Menschen wichtig sind, getroffen werden. Das Instru- 
ment der Zielvereinbarung ist aber auch Ausdruck eines grundsätz- 
lichen Wandels in der Einstellung: Behinderte Menschen regeln ihre 
Angelegenheiten selbst, ohne auf eine staatliche Verpflichtung anderer 
zu warten. 

Die Nutzung von Geldautomaten ist in den Kundenbedingungen der 
Kreditinstitute geregelt und basiert damit auf individualvertraglicher 
Grundlage. Gesetzliche Regelungen für die barrierefreie Gestaltung 
von Geldautomaten bestehen nicht. Die barrierefreie Gestaltung von 
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Geldautomaten könnte aber Gegenstand von Zielvereinbarungsver- 
handlungen zwischen nach dem BGG anerkannten Verbänden und 
Unternehmen oder Unternehmensverbänden sein. 

Beim Beauftragten der Bundesregierung für die Belange behinderter 
Menschen finden beispielsweise regelmäßig von ihm moderierte Ge- 
sprächsrunden zwischen der Deutsche Bahn AG und den Verbänden 
behinderter Menschen statt, bei denen auch die Frage einer barriere- 
freien Nutzung der Fahrkartenautomaten erörtert wird. Der Beauf- 
tragte ist in diesem Zusammenhang auch an die Automatenhersteller 
mit dem Vorschlag herangetreten, unter Beteiligung der Verbände be- 
hinderter Menschen technische Lösungsmöglichkeiten zur Herstellung 
der Barrierefreiheit zu erarbeiten, wobei dies für sämtliche Dienstleis- 
tungsautomaten, wie z. B. auch Geld- und Kassenautomaten geprüft 
werden soll. Gespräche dazu sind im ersten Quartal 2005 vorgesehen. 
Ein erster Erfolg konnte 2004 bereits erzielt werden, indem die - für 
Rollstuhlfahrer zu hohe - Anbringhöhe von Automaten in Sozialäm- 
tern im Land Berlin nunmehr auf 1,20 Meter (20 Zentimeter tiefer) 
festgelegt wurde. 

Die von der Bundesregierung befragte und im Zentralen Kreditaus- 
schuss (ZKA) organisierte deutsche Kreditwirtschaft hat mitgeteilt, 
dass sie in enger Verbindung zu Herstellern von Geldautomaten sowie 
zu verschiedenen Vereinigungen stehe, um körperlich und geistig be- 
hinderten Menschen den Zugang insbesondere zu Geldautomaten der 
Kreditinstitute zu ermöglichen (etwa mit dem Deutschen Blinden- und 
Sehbehindertenverband e. V.). 

So sei bereits Anfang 2003 der erste blinden- und sehbehindertenge- 
rechte Geldautomat vorgestellt worden. Das Gerät verfügte über eine 
Sprachausgabe für blinde Menschen, eine vergrößerte Bildschirmaus- 
gabe für sehbehinderte Menschen, über kontrastreich gestaltete und 
fühlbare Karteneinschub- und Geldausgabeschlitze und Bedienungs- 
tasten sowie über eine für alle Geldautomaten ab Januar 2005 verbind- 
liche behindertengerechte Tastatur. Diese neue Tastatur sei zusätzlich 
mit Buchstaben auf dem numerischen Feld und erhöhten Tasten sowie 
mit taktilen Symbolen auf den Funktionstasten ausgestattet, deren Be- 
deutung in einer Legende am Gerät erklärt werde. Für sehbehinderte 
Menschen seien die Funktionstasten farblich unterschiedlich markiert. 
Außerdem verfüge das Gerät über die Möglichkeit der Sprachaus- 
gabe, die aus den nötigen Diskretionsgründen über einen Kopfhörer 
erfolge. Für sehbehinderte Menschen werde der Bildschirminhalt in 
einer besonders großen, kontrastreichen Schrift dargestellt. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht über die Lage behinderter 
Menschen und die Entwicklung ihrer Teilhabe nach § 66 SGB IX er- 
klärt, dass sie die mit Verbänden und Unternehmen initiierten Gesprä- 
che zum Abschluss von Zielvereinbarungen weiter aktiv begleiten und 
unterstützen will. 


31. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Wie viele Kinder von in Deutschland lebenden 
ausländischen Staatsangehörigen, gegliedert in 
türkisch, bosnisch, jugoslawisch und marokka- 
nisch, erhielten in 2003 Kindergeld, aufgeteilt 
in die Altersgruppen 0 bis 10 Jahre, 10 bis 20 
Jahre, 20 bis 30 Jahre? 
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32. Abgeordneter Wie viele von diesen Kindern haben ihren 

Dr. Hans-Peter Wohnsitz nicht in Deutschland? 

Uhl 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 17. Dezember 2004 

Die nachfolgende Aufstellung zeigt die Anzahl der Kinder, für die die 
Anspruchsberechtigten gemäß den §§ 62 ff Einkommensteuergesetz 
für die bei ihnen nach den kindergeldrechtlichen Vorschriften zu 
berücksichtigenden Kinder entsprechende Kindergeldleistungen er- 
hielten. 


Kinder nach Staatsangehörigkeit der Berechtigten nnd nach Alter - Ende 2003 - 



0 bis 10 Jahre 

10 bis 20 Jahre 

20 bis 30 Jahre 

insgesamt 

davon im 
Ausland 

türkisch 

416736 

302 968 

33 823 

753527 

5768 

bosn.herzogew. 

19910 

12 722 

1 559 

34 191 

568 

mazedonisch 

10 366 

4014 

459 

14839 

250 

serb./montegr. 

77 656 

57 424 

7 466 

142546 

2736 

insgesamt 

524668 

377 128 

43307 

945 103 

9322 


Gesonderte Daten zu marokkanischen Staatsangehörigen liegen inso- 
weit nicht vor. 


33. Abgeordnete 

Dagmar 

Wöhrl 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
das Tätigkeitsfeld der selbständigen Buchhalter 
auf die Steuerberatung ausgeweitet werden 
sollte, und wenn ja, warum? 


34. Abgeordnete Wenn nein, warum nicht? 

Dagmar 

Wöhrl 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 21. Dezember 2004 

Das Bundesministerium der Finanzen hat eine Arbeitsgruppe mit den 
obersten Finanzbehörden der Fänder ins Feben gerufen, die eine Än- 
derung des Berufsrechts der Steuerberater in Richtung auf eine größe- 
re Fiberalisierung vorbereiten soll. 
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Die Arbeitsgruppe wird unter Hinzuziehung externen Sachverstands 
u. a. auch die Frage der Befugniserweiterung für geprüfte Bilanzbuch- 
halter und Steuerfachwirte erörtern. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


35. Abgeordneter 

Dr. Karl 
Addicks 
(FDP) 


Wie hoch ist nach Meinung der Bundesregie- 
rung die Mindestmenge an Steinkohle, die ge- 
fördert werden muss, damit deutsche Bergbau- 
technik hierzulande in einem Maße eingesetzt 
werden kann, das zur Sicherung des Know- 
hows dieses Industriezweigs ausreichend ist, 
und welche Gruben kommen dafür in Frage? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 21. Dezember 2004 

Ziel der Bundesregierung ist es, die deutsche Steinkohlenförderung 
bis zum Jahr 2012 auf 16 Mio. Tonnen zurückzuführen. Damit ist ei- 
nerseits die weitere sichere Energieversorgung unter Berücksichtigung 
des heimischen Energieträgers Steinkohle möglich. Andererseits wird 
die Sicherung des Know-hows der deutschen Bergbauzulieferindustrie 
ermöglicht. In welchen Bergwerken die weitere Förderung erfolgen 
wird, unterliegt dabei der unternehmerischen Entscheidung der RAG 
AG. 

Deutschland ist beim Export von Bergbautechnik die mit Abstand füh- 
rende Nation in der Europäischen Gemeinschaft und auch weltweit 
die Nummer 1. Vom Gesamtumsatz der Bergbaumaschinenindustrie 
in 2004 von 1,8 Mrd. Euro entfallen rd. 70% auf den Export. Diese 
Position ist vor allem auf den hohen Entwicklungsstand der Technik 
für den untertägigen Steinkohlenbergbau in Deutschland zurückzufüh- 
ren. Der Weiterentwicklung dieser modernen Technologie in deut- 
schen Bergwerken kommt somit auch eine wichtige Rolle für den In- 
dustriestandort Deutschland zu. 


36. Abgeordneter 

Dr. Karl 
Addicks 

(FDP) 


Für welche Arten von Minen - incl. die als 
Submunition oder Flächenverteidigungssystem 
bezeichneten - hat die Bundesregierung in wel- 
che Länder Exportgenehmigungen in dieser 
Legislaturperiode erteilt? 


37. Abgeordneter 

Dr. Karl 
Addicks 

(FDP) 


Wer waren die Herstellerfirmen der mit Billi- 
gung der Bundesregierung exportierten Minen, 
Submunition und Flächenverteidigungssys- 
teme, und welchen mengenmäßigen Umfang 
hatte ihr Handel in dieser Legislaturperiode? 
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Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 22. Dezember 2004 

Die Bundesregierung hat in dieser Legislaturperiode keine Ausfuhr- 
genehmigungen für Minen, Submunition oder so genannte Flächen- 
verteidigungssysteme erteilt. 


38. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Warum werden zusammenwohnende Lebens- 
partner im Zuge der Berechnung des Arbeits- 
losengeldes II als Bedarfsgemeinschaft defi- 
niert, müssen aber, wenn sie keinen eigenen 
Anspruch auf Arbeitslosengeld II haben, eine 
vom anderen Partner unabhängige freiwillige 
Krankenversicherung abschließen, und gibt es 
Überlegungen, die Lebenspartner einer Be- 
darfsgemeinschaft in die Familienversicherung 
einzubeziehen? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 22. Dezember 2004 

Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende erhalten erwerbs- 
fähige Hilfebedürftige und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft 
lebenden Personen. Zur Bedarfsgemeinschaft gehören neben den 
nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartnern auch 
Personen, die mit dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in einer ehe- 
ähnlichen Gemeinschaft leben. Mit „eheähnlicher Gemeinschaft“ ist 
eine Lebensgemeinschaft zwischen einem Mann und einer Frau ge- 
meint, die auf Dauer angelegt ist, daneben keine weitere Lebensge- 
meinschaft gleicher Art zulässt und sich durch innere Beziehungen 
auszeichnet, die ein gegenseitiges Einstehen der Partner füreinander 
begründen, also über die Beziehungen in einer reinen Haushalts- und 
Wirtschaftsgemeinschaft hinausgehen. Die Grundsicherung für Ar- 
beitsuchende geht davon aus, dass die Partner einer eheähnlichen Ge- 
meinschaft wie Ehegatten „umfassend aus einem Topf wirtschaften“ 
und behandelt die beiden Personengruppen deshalb bei der Prüfung 
der Hilfebedürftigkeit für das Arbeitslosengeld II gleich. Das Bundes- 
verfassungsgericht hat zur Arbeitslosenhilfe mehrmals entschieden, 
dass diese Gleichbehandlung verfassungsgemäß ist (vgl. BVerfGE 9, 
20; 87, 234). 

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll den Lebensunterhalt 
sichern, soweit der erwerbsfähige Hilfebedürftige und die mit ihm in 
einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen ihn nicht auf andere 
Weise bestreiten können. Sie berücksichtigt dabei, dass der finanzielle 
Mindestbedarf von nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten und 
ebenso bei Personen, die in einer eheähnlichen Gemeinschaft leben, 
geringer ist als das Doppelte des Bedarfs von Alleinwirtschaftenden. 
Dazu gehört auch, dass der nicht dauernd getrennt lebende Ehegatte 
bei der gesetzlichen Krankenversicherung in die Familienversicherung 
einbezogen ist. Eine entsprechende Regelung besteht für die Partner 
einer eheähnlichen Gemeinschaft nicht. Wegen der fehlenden dauer- 
haften Unterhaltsverpflichtung von Partnern einer eheähnlichen Ge- 
meinschaft ist diese mit der Ehe und der eingetragenen Lebenspart- 
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nerschaft nicht vergleichbar. Auch kann eine eheähnliche Gemein- 
schaft - anders als eine Ehe oder eingetragene Lebenspartnerschaft - 
jederzeit begründet und beendet werden. Damit wäre auch deren miss- 
bräuchliche Begründung möglich, um einen beitragsfreien Kranken- 
versicherungsschutz in der gesetzlichen Krankenversicherung zu er- 
halten. Außerdem muss für die Durchführung des Risikostrukturaus- 
gleichs der Beginn und das Ende einer Eamilienversicherung taggenau 
und nachprüfbar feststellbar sein. Der Beginn und das Ende einer ehe- 
ähnlichen Gemeinschaft sind jedoch nicht in gleicher Weise rechts- 
sicher feststellbar wie der Beginn und das Ende einer Ehe oder einer 
eingetragenen Lebenspartnerschaft. Eine Einbeziehung der Partner 
einer eheähnlichen Gemeinschaft in die Eamilienversicherung ist da- 
her nicht geplant. 

Wenn beide Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft erwerbsfähig 
und hilfebedürftig sind und deshalb Anspruch auf Arbeitslosengeld II 
haben, sind beide in die gesetzliche Krankenversicherung einbezogen. 
Eür den Pall, dass der Partner eines erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
aber nicht erwerbsfähig ist und Anspruch auf Sozialgeld hat, ist er we- 
der in die Eamilienversicherung einbezogen noch Mitglied der gesetz- 
lichen Krankenversicherung. Es sprechen gute Gründe dafür, diese 
Personen nicht auf die Hilfe bei Krankheit nach § 48 SGB XII zu ver- 
weisen. Deshalb wird geprüft, ob ihnen in entsprechender Anwendung 
von § 26 Abs. 2 SGB II ein Zuschuss zu einer freiwilligen Versiche- 
rung in der gesetzlichen Krankenversicherung oder zu einer privaten 
Krankenversicherung gezahlt werden sollte. Ich gehe davon aus, dass 
die Prüfung kurzfristig abgeschlossen sein wird und werde Sie dann 
über das Ergebnis unterrichten. 

Wenn ein Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft aufgrund des Ein- 
kommens und Vermögens seines erwerbstätigen Partners nicht hilfe- 
bedürftig ist und daher keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld II hat, 
liegen auch die gesetzlichen Voraussetzungen für die Sozialversiche- 
rung von Beziehern von Arbeitslosengeld II nicht vor. Betroffene 
Nichtleistungsbezieher müssen sich eigenständig über die freiwillige 
gesetzliche Krankenversicherung oder - falls die Voraussetzungen 
hierfür nicht vorliegen - über eine private Krankenversicherung für 
den Pall der Krankheit absichern. Eine Eamilienversicherung über 
ihren erwerbstätigen Partner ist für sie anders als für Ehegatten und 
eingetragene (gleichgeschlechtliche) Lebenspartner nicht möglich. Eür 
die Pälle, in denen aufgrund der Belastung mit Beiträgen zu einer frei- 
willigen oder privaten Krankenversicherung jedoch Hilfebedürftigkeit 
einträte, prüft die Bundesregierung zurzeit Lösungen, die leistungs- 
rechtlich hinnehmbar sind und den sozialen Schutzbedürfnissen der 
Betroffenen Rechnung tragen. Über das Ergebnis dieser Prüfung 
werde ich Sie ebenfalls unterrichten. 


39. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung in Abstim- 
mung mit der EU die INTERREG-Mittel für 
grenzüberschreitende Projekte ab 2006 nur 
noch auf diejenigen Regionen zu konzentrie- 
ren, die Projekte mit Ländern an den neuen 
EU-Außengrenzen planen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 15. Dezember 2004 

Wie die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme zum 3. Bericht der 
Europäischen Kommission über den wirtschaftlichen und sozialen Zu- 
sammenhalt bereits ausgeführt hat, sollte auch bei der transnationalen 
und grenzüberschreitenden Zusammenarbeit eine Konzentration er- 
reicht werden, in dem die Förderung auf die grenzüberschreitende Zu- 
sammenarbeit an den neuen Außen- und vor allem an den neuen Bin- 
nengrenzen der Gemeinschaft beschränkt wird. Das Ergebnis der der- 
zeitigen Verhandlungen über die Vorschläge der EU-Kommission zur 
Strukturfondsförderung nach 2006 bleibt abzuwarten. Da Deutsch- 
land keine Grenzregionen an der neuen EU-Außengrenze hat, stellt 
sich bei der Verteilung der nach einer Entscheidung des Rates den 
Mitgliedstaaten zur Verfügung stehenden Mittel die Frage nach einer 
Konzentration auf Projekte an den neuen EU-Außengrenzen für 
Deutschland nicht. Im Hinblick auf die Deutschland zur Verfügung 
stehenden Mittel wird sich die Bundesregierung weiter für eine Kon- 
zentration auf die Förderung grenzüberschreitender Projekte an den 
neuen Binnengrenzen einsetzen, d. h. in Deutschland auf die Grenz- 
regionen zu Polen und Tschechien. 


40. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei der Bundes- 
agentur für Arbeit darauf hinwirken, dass auch 
die Gemeinde Kreiensen und die Stadt Bad 
Gandersheim, wie alle Gemeinden/Städte des 
Eandkreises Northeim, zur Agentur für Arbeit 
Göttingen zugeordnet werden, und wenn nein, 
warum nicht? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 21. Dezember 2004 

Nein. Die Bundesagentur für Arbeit ist eine Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts mit Organisationshoheit. Die Abgrenzung der Agentur- 
bezirke ist Aufgabe des Vorstands der Bundesagentur. Der Bundes- 
regierung stehen insoweit keine Aufsichtsbefugnisse zu. 

Die Bundesagentur für Arbeit teilte mit, dass sie ihre Anstrengungen 
derzeit auf die Einführung der Arbeitsgemeinschaften nach dem Zwei- 
ten Buch Sozialgesetzbuch konzentriere. Erst danach wird der Vor- 
stand die Entscheidungen zur Neustrukturierung der Agenturbezirke 
treffen. 


41. Abgeordneter 

Albrecbt 

Felbel 

(CDU/CSU) 


Über welche personelle und sachliche Infra- 
struktur verfügt die Ombudsfrau zur Beglei- 
tung der Arbeitsmarktreform beim Bundesmi- 
nisterium für Wirtschaft und Arbeit, die frühe- 
re Bundesministerin Dr. Christine Bergmann, 
und wie wird die Ombudsfrau entlohnt? 
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Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 21. Dezember 2004 

Der Ombudsrat - Grundsicherung für Arbeitsuchende -, dem neben 
Dr. Christine Bergmann Prof Dr. Kurt Biedenkopf und Dr. Her- 
mann Rappe angehören, nimmt seine Aufgaben ehrenamtlich und un- 
abhängig wahr. Dr. Christine Bergmann erhält ebenso wie die ande- 
ren Mitglieder des Ombudsrats keine Vergütung, sondern eine auf- 
wandsbezogene Entschädigung (Sitzungsgeld, Reisekosten). 

Der Ombudsrat wird bei seiner Arbeit von einer Geschäftsstelle unter- 
stützt, die sich teilweise noch im Aufbau befindet. 

Im Bundeshaushalt 2005 sind im Kapitel 09 12 Titel 526 15 Ausgaben 
in Höhe von 1 Mio. Euro für den Ombudsrat ausgebracht. Veran- 
schlagt sind die Ausgaben für Miete und Ausstattung der Geschäfts- 
stelle, für Sach-, und Reisekosten, für die Aufwandsentschädigung der 
Mitglieder des Ombudsrates sowie für Gutachten. 


42. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch 
zwischen dem Eintreten des Bundesministers 
für Wirtschaft und Arbeit, Wolfgang Clement, 
anlässlich der 10. Asien-Pazifik-Konferenz der 
Deutschen Wirtschaft für ein bilaterales Han- 
delsabkommen zwischen der EU und ASEAN 
(vgl. Erankfurter Allgemeine Zeitung vom 
20. November 2004 „Clement für bilaterales 
Handelsabkommen zwischen EU und Südost- 
asien“) und der Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs beim Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit, Dr. Ditmar Staffelt, 
vom 1. Dezember 2004 auf meine schriftliche 
Präge 54 auf Bundestagsdrucksache 15/4459, 
der zufolge ein Preihandelsabkommen EU- 
ASEAN zurzeit nicht auf der Tagesordnung 
steht, weil die EU beschlossen hat, während 
der laufenden Welthandelsrunde keine neuen 
Verhandlungen über bilaterale Preihandelsab- 
kommen zu beschließen, und wenn nein, wie 
gedenkt sie, beide Positionen miteinander in 
Einklang zu bringen? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 22. Dezember 2004 

Die Bundesregierung und die EU haben ihre Position hinsichtlich von 
Preihandelsabkommen während der seit 2001 laufenden Welthandels- 
runde (Doha Development Agenda) nicht geändert. Neue Preihan- 
delsverhandlungen sollen bis zum Abschluss der multilateralen WTO- 
Verhandlungen grundsätzlich nicht begonnen werden. 

Die von der EU und ihren Mitgliedstaaten favorisierte Trans-Regio- 
nal-EU-ASEAN-Trade Initiative (TREATI) zur Intensivierung der 
Beziehungen beider Regionen, soll den Boden für ein eventuell 
zukünftiges Preihandelsabkommen zwischen der EU und ASEAN 
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vorbereiten, soweit entsprechende Fortschritte bei der Umsetzung des 
TREATI-Aktionsplans als auch bei der wirtschaftlichen Integration 
der ASEAN-Staaten erzielt werden. Diese Zielsetzung steht daher 
nicht im Widerspruch zu der Position der EU im Rahmen der laufen- 
den Welthandelsrunde. 


43. Abgeordnete 

Julia 

Klöckner 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung im Hinblick 
auf die Regulierung im Bereich des Postwesens 
zur Förderung des Wettbewerbs die von der 
Deutsche Post Euro Express Deutschland 
GmbH & Co. OHG (DHL), einem Tochterun- 
ternehmen der Deutsche Post AG mit 95 % 
Marktanteil in Deutschland, für Januar 2005 
angekündigte Preiserhöhung von Paketsendun- 
gen um bis zu 5 %, während die mit DHL im 
Wettbewerb stehende Hermes Logistik GmbH 
& Co. KG ihre Preise jüngst um bis zu 40 % 
gesenkt hat (siehe Frankfurter Rundschau 
online v. 9. Dezember 2004), und welche Er- 
kenntnisse hat die Bundesregierung insoweit 
über die Preisentwicklung im Paketdienst von 
DHL in den vergangenen fünf und in den 
kommenden zwei Jahren? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 22. Dezember 2004 

Das Unternehmen DHL steht auf dem Gesamtmarkt für die Beförde- 
rung von Paketsendungen grundsätzlich in einem intensiven Wettbe- 
werb mit einer Vielzahl konkurrierender Unternehmen. Bei den in der 
Frage angesprochenen Preisen handelt es sich um Entgelte für die in 
den Filialen der Deutschen Post AG in geringen Stückzahlen - vor- 
rangig von Privatkunden - angenommenen Pakete (sog. Schalterpake- 
te). In diesem Marktsegment ist DHL mit einem Anteil von ca. 95 % 
das dominierende Unternehmen. Paketdienstleistungen sind jedoch 
keine lizenzpflichtigen Postdienstleistungen. Die Entgelte hierfür sind 
nach den Vorgaben des Postgesetzes nicht zuvor genehmigungspflich- 
tig. Die Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post kann 
jedoch, soweit sich entsprechende Anzeichen für einen Missbrauch er- 
geben, eine nachträgliche Überprüfung der Entgelte durchführen. 

Seitens der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post 
wurde die angesprochene Preisstruktur der DHL im Bereich der 
Schalterpakete mit den Entgelten der Wettbewerber verglichen. We- 
gen der unterschiedlichen Berechnungsstrukturen der Unternehmen 
- teilweise auf Gewichtsbasis, teilweise auf Volumenbasis - ist eine 
direkte Gegenüberstellung der Preise nicht in allen Fällen eindeutig 
möglich. 

Nach den Feststellungen der Regulierungsbehörde für Telekommuni- 
kation und Post ergibt sich jedoch kein Anlass, die Tarifstruktur von 
DHL ab 1. Januar 2005 als missbräuchlich hoch einzustufen. 
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Konkurrierende Unternehmen wie etwa die angesprochene Hermes 
Logistik GmbH & Co. KG bieten dem Verbraucher seit jüngster Zeit 
(November 2004) bei Paketen bis 20 kg zum Teil niedrigere Beförde- 
rungsentgelte an und installieren eigene Vertriebssysteme zur Annah- 
me der Sendungen. Die den unterschiedlichen preislichen Positionie- 
rungen der Wettbewerber im Markt zugrunde liegenden unternehme- 
rischen Strategien können seitens der Bundesregierung jedoch nicht 
bewertet werden. Die Bundesregierung begrüßt diese Intensivierung 
des Wettbewerbs auch im Bereich der Beförderung privat eingeliefer- 
ter Paketsendungen. Es kann davon ausgegangen werden, dass dies 
mittelfristig zu verbraucherfreundlicheren Einlieferungsbedingungen 
und günstigeren Preisen führen wird. 

Die Preisentwicklung für die Paketbeförderung der DHE bzw. der 
Deutschen Post AG hat sich seit dem Jahr 1999 in mehreren Schritten 
vollzogen. Wegen Neuordnungen der Gewichtsklassen ist auch hier 
die Vergleichbarkeit nicht durchgängig gegeben. Das Entgelt für ein 
Paket zwischen 4 bis 5 kg betrug 1999 umgerechnet 5,83 Euro, ab 
1. Januar 2005 sind 7 Euro zu entrichten. Zukünftige Preisentwick- 
lungen für Paketbeförderungsleistungen, deren Gestaltungsfreiheit 
grundsätzlich beim Unternehmen liegt, können seitens der Bundesre- 
gierung nicht prognostiziert werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


44. Abgeordnete 

Julia 

Klöckner 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
bezüglich der Unbedenklichkeit des Nachwei- 
ses der Herkunft von Eebensmitteln durch so 
genannte Isotopen-Eingerabdrücke, bei denen 
durch den Zusatz eines künstlichen Isotopen- 
gemischs zu Euttermitteln die Isotopenzusam- 
mensetzung der Umwelt mit der im Eebens- 
mittel verglichen wird, und welche Aussagen 
kann die Bundesregierung zu den im Rahmen 
des Bundesprogramms Ökologischer Eandbau 
unterstützten Projekten machen, die die vorge- 
nannte Isotopenmarkierung für den Nachweis 
biologischer Puttermittel in der landwirtschaft- 
lichen Produktion fördern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 16. Dezember 2004 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass mit den in der Präge 
genannten Isotopen-Pingerabdrücken die Stabil-Isotopentechnik ge- 
meint ist. Diese Technik kann ein wichtiges Instrument darstellen, 
um im Sinne einer „passiven“ Rückverfolgbarkeit Herkunftsbestim- 
mungen vornehmen zu können anhand des Vergleichs des natürlicher- 
weise im Produkt vorliegenden Isotopenmusters mit dem Muster der 
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Herkunftsregion. Da die Stabil-Isotopen je nach Herkunftsregion vari- 
ieren, setzt dies allerdings ein bundesweites Isotopenkataster voraus. 
Ein solches fehlt derzeit. Somit sind sichere Herkunftsaussagen mit 
Hilfe von Isotopen-Fingerabdrücken nur schwer möglich. 

Es gibt Bestrebungen seitens der Wirtschaft, die Methodik der Stabil- 
Isotopentechnik für eine „aktive“ Rückverfolgung zu nutzen und 
ihren Produkten dementsprechend Stabil-Isotope zuzusetzen. Entspre- 
chende Forschungen hierzu sind angelaufen, daher ist eine Aussage 
zur Unbedenklichkeit derzeit nicht möglich. Es ist festzustellen, dass 
Stabil-Isotope Teil unserer natürlichen Umgebung sind. Im Falle eines 
Antrages auf kommerzielle Nutzung dieser „aktiven Rückverfolgbar- 
keit“ durch die Wirtschaft ist u. a. auch eine gesundheitliche Risikobe- 
wertung erforderlich. 

Es ist nicht abzusehen, ob und inwieweit ein solches Verfahren tat- 
sächlich von der Wirtschaft als Rückverfolgungs-Instrument genutzt 
werden wird. 

Im Rahmen des Bundesprogramms Ökologischer Eandbau wurden 
zwei Projekte gefördert, die eine mögliche Herkunftsbestimmung mit 
Hilfe der Stabil-Insotopentechnik erforschten. Dabei fand keine Mar- 
kierung mit einem Isotopengemisch statt. Im Einzelnen handelte es 
sich um folgende Forschungsvorhaben: 

02OE542 „Herkunftsbestimmung von Bio-Eiern und deren mögli- 
che Differenzierung von konventionellen Eiern mit Hüfe 
der stabilen Isotope“ und 

020E073/2 „Entwicklung von Methoden zum Nachweis von ökolo- 
gisch erzeugten Produkten am Beispiel der Eachszucht“. 

Ziel des o. g. Bio-Eiernachweises war die Austestung der Möglichkeit, 
die Herkünfte von Eiern aus der ökologischen Eandwirtschaft sowohl 
regional als auch örtlich zu bestimmen. Als Ergebnis konnte darge- 
stellt werden, dass die Herkunft der Betriebe anhand des natürlichen 
Wasserstoff/Sauerstoff-Verhältnisses identifiziert werden konnte. Zu- 
sätzlich wurde geprüft, ob mit Hilfe der stabilen Isotope der Bioele- 
mente zwischen konventioneller und ökologischer Tierhaltung unter- 
schieden werden kann. Hier zeigte sich, dass etwa 80 % der Bio-Eier 
aufgrund des analysierten Stickstoff-Isotopenverhältnisses identifiziert 
werden konnten. 

Bei dem o. g. Eachsprojekt ging es um die Erfassung der analytischen 
Diff er enzierungsmöglichkeiten. 


45. Abgeordnete 

Dr. Elke 
Leonhard 

(SPD) 


Wie ist der derzeitige Stand der Planungen des 
Bundesministeriums für Verbraucherschutz, 
Ernährung und Eandwirtschaft, unter besonde- 
rer Berücksichtigung des ökologischen Wein- 
baus ein bundeseigenes Forschungszentrum 
für Wein (Bundeszentrum Wein, BZW) in 
Bernkastel-Kues zu schaffen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 17. Dezember 2004 

Die Planungen des BMVEL zur Errichtung eines „Bundeszentrums 
Wein“ am Standort Bernkastel-Kues sind noch nicht abgeschlossen. 


46. Abgeordnete 

Dr. Elke 
Leonhard 

(SPD) 


Ist die Einanzierung des geplanten „Bundes- 
zentrum Wein“ bereits im Haushalt 2005 ein- 
gestellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 17. Dezember 2004 

In den Haushalt 2005 sind keine Mittel für die Einanzierung eines 
„Bundeszentrums Wein“ eingestellt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


47. Abgeordneter 
Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Hat die Betriebsleitung Bundesbau Baden- 
Württemberg der Oberfmanzdirektion Karls- 
ruhe in Absprache mit dem Bundesministe- 
rium der Einanzen in Verfahrensstandschaft 
für die amerikanischen Streitkräfte die für ein 
luftverkehrsrechtliches Änderungsgenehmi- 
gungsverfahren zum Ausbau der Start- und 
Eandebahn des von den US-Streitkräften ge- 
nutzten Coleman-Elughafens in Mannheim- 
Sandhofen erforderlichen Antragsunterlagen 
erstellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 16. Dezember 2004 

Ja. Die Unterlagen wurden erstellt. 


48. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Hat die zuständige Wehrbereichsverwaltung 
Süd das zum Ausbau der Start- und Eande- 
bahn des von den US-Streitkräften genutzten 
Coleman-Elugplatzes in Mannheim-Sandhofen 
erforderliche luftverkehrsrechtliche Genehmi- 
gungsverfahren bereits eingeleitet oder, falls 
dies nicht der Eall ist, wann wird sie dieses 
Verfahren einleiten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 16. Dezember 2004 

Die Wehrbereichsverwaltung Süd hat kein luftverkehrsrechtliches 
Genehmigungsverfahren eingeleitet. Ob ein luftverkehrsrechtliches 
Genehmigungsverfahren durchgeführt wird, ist noch nicht abschlie- 
ßend entschieden worden. 


49. Abgeordneter 
Steffen 
Kampeter 

(CDU/CSU) 


Zu welchen Ergebnissen gelangte das Prü- 
fungsamt des Bundes in München im Rahmen 
des Prüfauftrages „Ausschreibungen und Ab- 
rechnung von Straßentransportleistungen für 
die Bundeswehr in die Einsatzgebiete“ vom 
15. Mai 2002, und welche Stellungnahme hat 
der Bundesrechnungshof nach Kenntnis der 
Bundesregierung dazu abgegeben (vgl. Ant- 
wort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
beim Bundesminister der Verteidigung, Walter 
Kolbow, vom 21. Mai 2003, auf meine schrift- 
liche Erage 23 auf Bundestagsdrucksache 
15/1081)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 16. Dezember 2004 

Die Prüfung bezog sich auf den Zeitraum 1999 bis 2002 und umfasste 
schwerpunktmäßig das Verfahren der Ausschreibung speditioneller 
Straßentransporte für die Bundeswehr zur Versorgung der deutschen 
SEOR- und KEOR-Kontingente. Das Prüfungsamt des Bundes Mün- 
chen kommt im Wesentlichen zu dem Ergebnis, dass teilweise ohne 
ausreichende Begründung vom Grundsatz der Öffentlichen Ausschrei- 
bung abgewichen worden sei. Weiter habe die Zusammensetzung der 
Zuschlagskommission nicht immer den Vorschriften der Beschaf- 
fungsrichtlinien entsprochen. Das Mehr-Augen-Prinzip gemäß der 
„Richtlinie der Bundesregierung zur Korruptionsprävention in der 
Bundesverwaltung“ sei nicht durchgehend eingehalten worden. Im 
Übrigen sei die Dokumentation und Aktenführung teilweise lücken- 
haft. 

Es wird empfohlen, neben der Abstellung der vorbezeichneten Män- 
gel den Bieterkreis so zu gestalten, dass möglichst viele geeignete Bie- 
ter die Chance zum Wettbewerb erhalten. Außerdem wird die ver- 
stärkte Ausübung von Kontrollfunktionen im Rahmen der Eachauf- 
sicht gefordert. 

Bei den Eeststellungen des Prüfungsamts des Bundes München ist zu 
berücksichtigen, dass die Vergabestelle erst kurz vor Beginn des Prü- 
fungszeitraums eingerichtet worden war. Die Dienstpostenbesetzung 
war zu jenem Zeitpunkt aufgrund fehlender Organisationsgrundlage 
noch nicht vollständig abgeschlossen, und die vergaberechtliche Schu- 
lung sowie die Erfahrungen der Mitarbeiter war gering. Die Zusam- 
menarbeit zwischen Vergabestelle und militärischem Bedarfsträger 
war mitunter unbefriedigend. 
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Vermehrte Mitarbeiterschulung und nicht zuletzt der Erwerb von 
Routine bei den Bearbeitern haben inzwischen zu rechts- und prü- 
fungssicheren Vergaben geführt. Dies wird durch Beratung in jedem 
Verfahrensstadium und Prüfungen der fachaufsichtsführenden Stellen 
sichergestellt. 

Zu den Feststellungen des Prüfungsamts des Bundes München wurde 
wie folgt Stellung genommen: 

1 . Abweichung vom Grundsatz der Öffentlichen Ausschreibung 

Die Vergabe von Transportleistungen erfolgt inzwischen grundsätzlich 
im Wege der Öffentlichen Ausschreibung beziehungsweise - bei Über- 
schreiten des Schwellenwertes - im Offenen Verfahren. Von diesem 
Grundsatz wird nur bei Vorliegen der in der VOL/A normierten Aus- 
nahmetatbestände sowie einer schlüssigen schriftlichen Begründung 
des Bedarfsträgers abgewichen. Deutlich sichtbar wird dies an den 
Ausschreibungsdaten für das Jahr 2003. Von neun Ausschreibungen, 
die gewerbliche Gütertransporte der Bundeswehr auf der Straße in die 
Einsatzgebiete zum Gegenstand hatten, wurden vier Offene Verfah- 
ren, eine Öffentliche Ausschreibung, drei Beschränkte Ausschreibun- 
gen und eine Freihändige Vergabe durchgeführt. 

2. Zusammensetzung der Zuschlagskommission, Mehr-Augen-Prinzip 

Ab einem Auftragswert von 10 000 Euro ist ein Zuschlagsvorschlag 
durch eine Zuschlagskommission, bestehend aus drei Mitgliedern, von 
denen eines nicht an der Beschaffung beteiligt sein darf, zu erarbeiten. 
Dies ist heute gängige Verwaltungspraxis. Die Mitglieder der Zu- 
schlagskommissionen wechseln ständig und werden, soweit möglich, 
nicht aus dem Transportvergabebereich benannt. Durch die Beteili- 
gung von drei Mitgliedern in der Zuschlagskommission, die Zeich- 
nung durch den Referatsleiter sowie gegebenenfalls Schlusszeichnung 
durch die Eeitung des Bundesamtes für Wehrverwaltung wird dem 
Mehr-Augen-Prinzip und damit auch der „Richtlinie der Bundesregie- 
rung zur Korruptionsprävention in der Bundesverwaltung“ Rechnung 
getragen. 

3. Dokumentation und Aktenführung 

Das Vergabeverfahren ist formalisiert worden. Zur Verbesserung des 
Ablaufs sind Formulare standardisiert und auf den praktischen Bedarf 
der Vergabestelle abgestimmt worden. Dies trägt zu einer steigenden 
Kontinuität des Verfahrens, der Rechtssicherheit und einer erhöhten 
Transparenz für Eeitungsebene, Fachaufsicht und Prüfmstanzen bei. 
Die Entscheidung über die Vergabeart, insbesondere Abweichungen 
vom Grundsatz der Öffentlichen Ausschreibung beziehungsweise des 
EU-weiten Offenen Verfahrens, werden anhand eines Formulars aus- 
führlich begründet. Jede Einzelentscheidung oder Rückfrage beim mi- 
litärischen Bedarfsträger oder bei Bietern wird anhand eines Vermerks 
belegt. Jeder Vergabevorgang wird durch ein ausführliches Zuschlags- 
protokoll der Kommission und einen, das Verfahren zusammenfassen- 
den Vergabevermerk abgeschlossen. 
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4. Gestaltung des Bieterkreises 

Grundsätzlich werden alle Aufträge der Vergabestelle im Öffentlichen 
Verfahren ausgeschrieben. Eine Festlegung auf bestimmte Bewerber 
erfolgt insoweit nicht. Bei Beschränkten Ausschreibungen und Frei- 
händigen Vergaben beziehungsweise den korrespondierenden europa- 
weiten Verfahren findet eine Markterkundung des Bewerberkreises 
statt, sofern die Vergabestelle keine ausreichende Marktübersicht be- 
sitzt. Marktübersicht hat die Vergabestelle erworben und aktualisiert 
sie auch ständig durch Zubenennungen der Auftragsberatungsstellen, 
des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle sowie durch ei- 
gene Recherche in den einschlägigen Branchenblättern und dem Inter- 
net. Diese Informationen fließen in das Firmenverzeichnis der Verga- 
bestelle ein, auf welches bei der Auswahl von Bewerbern zurückgegrif- 
fen wird. 

5. Zusammenarbeit zwischen der Vergabestelle und dem militärischen 
Bedarfsträger 

Nicht nur auf Seiten der Vergabestelle, sondern auch im Bereich des 
militärischen Bedarfsträgers ist ein hohes Maß an Fachkenntnis erfor- 
derlich. Er ist zuständig und verantwortlich für die fachliche Formulie- 
rung des Bedarfs, das heißt die Feistungsbeschreibung. Hierzu muss 
er über vergaberechtliche Grundkenntnisse verfügen, um beurteilen 
zu können, inwieweit eine Feistungsbeschreibung einschränkend auf 
den Wettbewerb wirken könnte und bestimmte Produkte in unzulässi- 
ger Weise festgelegt werden. 

Diese Kenntnisse waren in der Vergangenheit nicht immer vorhan- 
den. Die Folge waren Feistungsbeschreibungen, die teilweise im Zuge 
eines laufenden Ausschreibungsverfahrens geändert wurden. Eine 
Aufhebung der Ausschreibungen war wegen der zwingenden Trans- 
portsicherstellung für den Einsatz damals nicht möglich. 

Die Qualität der Feistungsbeschreibungen hat sich in den letzten zwei 
Jahren kontinuierlich verbessert. Die Kommunikation zwischen Ver- 
gabestelle und militärischem Bedarfsträger wurde deutlich optimiert. 

6. Reaktion des Prüfungsamts des Bundes München und des Bundes- 
rechnungshofes 

Aufgrund dieser Stellungnahme erklärte das Prüfungsamt des Bundes 
München das Prüfungsverfahren für abgeschlossen. Der Bundesrech- 
nungshof ist beteiligt worden, hat aber keine Stellungnahme abgege- 
ben. 


50. Abgeordneter Trifft es zu, dass die Teüstreitkraft Heer der 

Günther Friedrich Bundeswehr mit rund 24 600 Grundwehr- 
Nolting dienstleistenden, die zurzeit ihren Dienst verse- 

(FDP) hen, schon jetzt deutlich unter dem aktuellen 

Soll liegt und dadurch in der zweiten Hälfte 
2005 bereits 140 Einheiten, die quartalsweise 
aufgefüllt werden, nicht mehr befüllt werden 
können, und wenn ja, wie gedenkt die Bundes- 
regierung auf diesen möglichen Missstand zu 
reagieren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 16. Dezember 2004 

Der Organisationsbereich Heer verfügt mit Stand November 2004 
über etwa 24 300 Grundwehrdienstleistende. Dies ist weniger als in 
der derzeit gültigen Struktur „Heer der Zukunft“ vorgesehen, aber 
mehr als die für die künftige Struktur geplante Umfangszahl. 

Mit den Entscheidungen zur Stationierung der Bundeswehr vom 
2. November 2004 wurden wichtige Grundlagen geschaffen, um die 
Aufgabenerfüllung der Bundeswehr zu verbessern und gleichzeitig Ra- 
tionalisierungspotentiale zu erschließen. Die Umsetzungsplanung, ins- 
besondere die Zeitplanung, wird zurzeit erarbeitet und voraussichtlich 
Ende März 2005 vorliegen. Hier wird es darauf ankommen, Einheiten 
und Verbände, die in der neuen Struktur nicht mehr benötigt werden, 
zügig aufzulösen. 

So kann für die betroffenen Soldaten und zivüen Mitarbeiter Pla- 
nungssicherheit geschaffen werden; notwendige Maßnahmen zur Ein- 
nahme der neuen Struktur im personellen, materiellen und organisato- 
rischen Bereich können frühzeitig begonnen werden. Einsparpotentia- 
le können so schnell erschlossen werden. Gleichzeitig soll durch diese 
Vorgehensweise sichergestellt werden, dass struktursichere Einheiten 
und Verbände auch mit einer geringeren Veranschlagungsstärke ange- 
messen aufgefüllt werden können, ohne dass an anderer Stelle hohle 
Strukturen entstehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


51. Abgeordnete 

Rita 

Pawelski 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung den türkisch- 
deutschen Erauenverein „Papatya“ in Berlin, 
und wenn ja, wie hoch waren die jährlichen 
finanziellen Zuwendungen seit 1998? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 21. Dezember 2004 

Es erfolgt bisher keine finanzielle Eörderung des türkisch-deutschen 
Erauenvereins „Papatya“ auf Bundesebene. Von Seiten des Bundesmi- 
nisteriums für Eamilie, Senioren, Erauen und Jugend sowie der Beauf- 
tragten der Bundesregierung für Migration, Elüchtlinge und Integra- 
tion bestehen jedoch Arbeitskontakte mit „Papatya“. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziaie Sicherung 


52. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Wie ist die Rechtsauffassung der Bundesregie- 
rung zur Meinung der Sozialverbände, es be- 
stünde auch über den 1. Januar 2004 hinaus 
ein Rechtsanspruch auf Sterbegeld, und sieht 
die Bundesregierung Bedarf, zum Zwecke der 
Rechtssicherheit den Wegfall des Sterbegeldes 
explizit gesetzlich festzuhalten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 21. Dezember 2004 

Die Bundesregierung teilt die Rechtsauffassung der angesprochenen 
Sozialverbände nicht. Durch Artikel 1 Nr. 36 des GKV-Modernisie- 
rungsgesetzes (GMG) ist der bisherige Siebte Abschnitt, der die Be- 
stimmungen über Sterbegeld enthielt, zu dem Zeitpunkt vollständig 
aufgehoben worden, zu dem diese Bestimmung in Kraft getreten ist. 

Nach Artikel 37 Abs. 1 GMG (der Vorschrift, die das Inkrafttreten re- 
gelt) ist dieses Gesetz zum 1. Januar 2004 in Kraft getreten, soweit in 
den folgenden Absätzen nichts Abweichendes bestimmt ist. Abwei- 
chende Bestimmungen finden sich in Absatz 8 dieser Vorschrift (Ar- 
tikel 37 GMG) für Artikel 1 Nr. 36 GMG nur insoweit, als in Arti- 
kel 1 Nr. 36 GMG einige Paragrafen erst zum 1. Januar 2005 in Kraft 
treten. Dieser Gesetzesbefehl bezieht sich nur auf diese einzeln aufge- 
zählten Paragrafen, nicht jedoch auf die übrige Neufassung des Sieb- 
ten Abschnitts. Für diese bleibt es beim Inkrafttreten zum 1. Januar 
2004. 

Als Ergebnis bleibt somit festzuhalten, dass der bisherige Siebte Ab- 
schnitt, der die Bestimmungen über Sterbegeld enthielt, zum 1. Januar 
2004 durch einen neuen Abschnitt ersetzt worden und damit außer 
Kraft getreten ist. 

Aufgrund der eindeutigen Rechtslage bedarf es keiner gesetzlichen 
Klarstellung. 


53. Abgeordneter 

Dr. Christoph 
Bergner 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung zu kontrol- 
lieren, dass der Versandhandel von Arzneimit- 
teln in Deutschland nach § 11a Apotheken- 
gesetz nur durch eine öffentliche Apotheke 
und nicht durch ein Logistikunternehmen als 
Tochterunternehmen einer Kapitalgesellschaft 
(möglicherweise in Kooperation mit einer 
Apotheke) betrieben wird? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 21. Dezember 2004 

Das Apothekengesetz regelt eindeutig, unter welchen rechtlichen Be- 
dingungen eine Apotheke und somit auch eine Versandapotheke be- 
trieben werden darf. Voraussetzung für die Erfüllung der in der Apo- 
thekenbetriebsordnung vorgeschriebenen pharmazeutischen Eigen- 
verantwortlichkeit des Apothekers ist, dass die Zusammenstellung der 
Arzneimittel zur Eieferung und Eertigstellung zum Versand in den 
Räumen der Apotheke, wie sie in der Apothekenbetriebsordnung defi- 
niert sind, erfolgt. Der Eremdbesitz von Apotheken ist verboten. Nach 
dem Apothekengesetz können mehrere Personen eine Apotheke nur 
in der Rechtsform einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder einer 
offenen Handelsgesellschaft betreiben; in diesen Eällen bedürfen alle 
Gesellschafter der Betriebserlaubnis. Eine Beteiligung einer Apotheke 
in Eorm einer stillen Gesellschaft und Vereinbarungen, bei denen die 
Vergütung für dem Erlaubnisinhaber gewährte Darlehen oder sonst 
überlassene Vermögenswerte am Umsatz oder am Gewinn der Apo- 
theke ausgerichtet ist, insbesondere auch am Umsatz oder an Gewin- 
nen ausgerichtete Mietverträge sind unzulässig (§ 8 Apothekengesetz). 
Die Durchführung des Apothekengesetzes liegt in der Zuständigkeit 
der Eänder, die den Versandhandel mit Arzneimitteln in Deutschland 
auf der Basis des geltenden Rechts überwachen und gegebenenfalls 
die geeigneten Maßnahmen einleiten. 


54. Abgeordneter 

Dr. Christoph 
Bergner 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die wirtschaftliche 
und pharmazeutische Eigenverantwortlichkeit 
des Apothekers beeinträchtigt, wenn Versand- 
apotheken Verträge mit Ärzten und Kassen 
zum Arzneimittelversand abschließen, und 
wenn ja, wie kann das verhindert werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 21. Dezember 2004 

Die Bundesregierung sieht die wirtschaftliche und pharmazeutische 
Eigenverantwortlichkeit des Apothekers nicht beeinträchtigt, wenn 
Versandapotheken Verträge mit Kassen zum Arzneimittelversand auf 
der Basis des geltenden Rechtes abschließen. Was Verträge mit Ärzten 
anbetrifft, ist es nach dem Apothekengesetz grundsätzlich verboten, 
u. a. mit Ärzten Rechtsgeschäfte vorzunehmen oder Absprachen zu 
treffen, die eine bevorzugte Eieferung bestimmter Arzneimittel, die 
Zuführung von Patienten oder die Zuweisung von Verschreibungen 
zum Gegenstand haben. 


55. Abgeordneter 

Michael 

Hennrich 

(CDU/CSU) 


Sieht das Bundesministerium für Gesundheit 
und Soziale Sicherung (BMGS) Vorteile für 
die gesetzliche Krankenversicherung, die so- 
ziale Pfiegeversicherung und die gesetzliche 
Rentenversicherung durch die derzeit von der 
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Europäischen Kommission geplante Dienst- 
leistungsrichtlinie, und wenn ja, welche Instru- 
mente der Dienstleistungsrichtlinie werden 
vom BMGS befürwortet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 17. Dezember 2004 

Nach Auffassung des BMGS fällt die gesetzliche Sozialversicherung - 
in Interpretation der Begriffsbestimmungen des Artikels 4 in Zusam- 
menhang mit Erwägungsgrund (16) des Vorschlags für eine Richtlinie 
des Europäischen Parlaments und des Rates über Dienstleistungen im 
Binnenmarkt (Kom. (2004) 2 end./2) - nicht in den Anwendungsbe- 
reich der Richtlinie. 

Hiervon gibt es eine Ausnahme: Die in Artikel 23 vorgesehene Rege- 
lung zur Erstattung der Kosten von ambulanten und stationären Be- 
handlungen in anderen EU-Mitgliedstaaten deckt sich mit der Recht- 
sprechung des Europäischen Gerichtshofes zum freien Dienstleis- 
tungsverkehr. Sie entspricht bereits bundesdeutschem Recht. 

Das BMGS hat im Übrigen bei den Beratungen des Richtlinienvor- 
schlags eine Klarstellung dahin gehend gefordert, dass die Verantwor- 
tung der Mitgliedstaaten für die Organisation des Gesundheitswesens 
und die medizinische Versorgung einschließlich der Pflege sowie die 
Systeme der Sozialen Sicherung durch die Regelungen der Richtlinie 
nicht berührt wird. 


56. Abgeordneter 

Michael 

Hennrich 

(CDU/CSU) 


Hat das BMGS eine Eolgenabschätzung zu 
den Auswirkungen der geplanten Dienstleis- 
tungsrichtlinie auf den Gesundheitssektor und 
die übrigen sozialen Bereiche vorgenommen, 
und wenn nein, warum nicht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 17. Dezember 2004 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung hat 
eine Prüfung der Auswirkungen der geplanten Dienstleistungsricht- 
linie auf den Gesundheitssektor vorgenommen. Dabei sind als haupt- 
sächliche Problemfelder die Anwendung des Herkunftslandprinzips, 
die geplanten Regelungen zur Verwaltungsvereinfachung und zur 
behördlichen Überwachung sowie die Erage der Kohärenz des Vor- 
schlags zu anderen EU-Initiativen hervorgetreten. Eine konkretere 
Eolgenabschätzung kann insoweit erst vorgenommen werden, wenn 
der Anwendungsbereich der Richtlinie und die Reichweite der jewei- 
ligen Bestimmungen mit hinreichender Klarheit feststehen. Dies ist 
beim jetzigen Beratungsstand noch nicht der Eall. 
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57. Abgeordneter 

Michael 

Hennrich 

(CDU/CSU) 


Tritt die Bundesregierung bei der Europäi- 
schen Kommission dafür ein, den Gesund- 
heitsbereich vom Anwendungsbereich der 
geplanten Dienstleistungsrichtlinie auszuneh- 
men, und wenn ja, wie erfolgreich sind diese 
Bemühungen bislang gewesen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 17. Dezember 2004 

Aufgrund der noch zu klärenden Fragen zum Anwendungsbereich 
der Richtlinie, einschließlich der Reichweite der erforderlichen Aus- 
nahmebestimmungen, hat die Bundesregierung zunächst auf die For- 
derung nach einer Bereichsausnahme verzichtet. Zum Anwendungs- 
bereich wurde jedoch ein Prüfvorbehalt erklärt, der weiterhin auf- 
rechterhalten bleibt. 


58. Abgeordneter 

Michael 

Hennrich 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
bisher in den Verhandlungen zur geplanten 
Dienstleistungsrichtlinie ergriffen, um einer 
Aushöhlung der Befugnisse des Deutschen 
Bundestages entgegenzuwirken? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 17. Dezember 2004 

Die Bundesregierung sieht die Befugnisse des Deutschen Bundestages 
nicht eingeschränkt. 


59. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Röttgen 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in de- 
nen es durch grenzüberschreitenden Handel 
mit deutschen Arzneimitteln innerhalb der 
Europäischen Union zu Versorgungsengpäs- 
sen für Patienten in Deutschland gekommen 
ist, wodurch wiederum Reimportarzneimittel 
zur Versorgung der Bevölkerung benötigt wur- 
den? 


60. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Röttgen 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wie will die Bundesregierung zukünf- 
tig sicherstellen, dass die Bevölkerung jederzeit 
ausreichend mit den betroffenen Arzneimitteln 
versorgt werden kann? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 17. Dezember 2004 

Die Bundesregierung hat Verbände der pharmazeutischen Industrie 
um Stellungnahme zum Sachverhalt gebeten. Die Verbände haben 
mitgeteilt, dass es keine Erkenntnisse dazu gibt, dass es Lieferschwie- 
rigkeiten in nennenswertem Umfang durch derartige Arzneimittel- 
exporte gibt. 

Die Bundesregierung sieht daher derzeit keinen Handlungsbedarf. 


61. Abgeordneter 
Jens 
Spahn 
(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsa- 
che, dass der Berater der Bundesministerin für 
Gesundheit und Soziale Sicherung, Karl Lau- 
terbach, dessen Lrau Leiterin des Tumorzent- 
rums des Universitätsklinikums Aachen ist, 
sich öffentlich für den Standort Aachen und 
gegen den Standort Münster als Referenzzent- 
rum für Mammographie ausspricht (vgl. 
Lrankfurter Allgemeine Zeitung vom 14. De- 
zember 2004), und wie ist der aktuelle Stand 
des Verfahrens? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 21. Dezember 2004 

Karl Lauterbach ist ein unabhängiger Wissenschaftler, der sich nicht 
im Auftrag der Bundesregierung zu aktuellen gesundheitlichen Lragen 
äußert. Selbst als Mitglied im Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der Entwicklung im Gesundheitswesen bleibt es ihm unbenommen für 
einzelne Standorte für die Durchführung des Mammografiescreenings 
zu werben. Die Auswahl der 4 bis 6 Referenzzentren für die Durch- 
führung des Mammographie-Screenings obliebt allerdings allein der 
gemeinsamen Selbstverwaltung, also den Spitzenverbänden der Kran- 
kenkassen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung. 

Nach Auskunft der gemeinsamen Selbstverwaltung ist bislang noch 
kein Referenzzentrum nominiert worden. Die Spitzenverbände der 
Krankenkassen und die Kassenärztliche Bundesvereinigung sind je- 
doch darum bemüht baldmöglichst Einigkeit zu erzielen; die Auswahl 
muss einstimmig erfolgen. 


62. Abgeordneter 

Gero 

Storjohann 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darü- 
ber, wie viele jeweils in den Jahren 2000, 2001, 
2002 und 2003 durch Unfälle im Straßenver- 
kehr verletzte und schwerverletzte Menschen 
aufgrund der bei diesen Verkehrsunfällen erlit- 
tenen Verletzungen entschädigt, rehabilitiert 
oder dauerhaft gepflegt werden mussten bezie- 
hungsweise weiterhin entschädigt, rehabilitiert 
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oder dauerhaft gepflegt werden müssen und 
welche Kosten dem deutschen Gesundheitssys- 
tem hierdurch in den oben bezeichneten Jah- 
ren jeweils entstanden sind? 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 17. Dezember 2004 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich die Zahl der 
bei Straßenverkehrsunfällen verletzten Personen seit dem Berichtsjahr 
2000 wie folgt entwickelt: 


Verletzte bei Straßenverkehrsunfällen nach Art der Verletzungsschwere 


Jahr 

Verletzungsschwere 

insgesamt 

darunter: 

Schwerverletzte 

Eeichtverletzte 

2000 

504074 

102416 

401658 

2001 

494775 

95 040 

399 735 

2002 

476413 

88 382 

388031 

2003 

462170 

85 577 

376 593 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Differenzierte Ergebnisse, in welchem Umfang Personen aufgrund 
der bei diesen Verkehrsunfällen erlittenen Verletzungen entschädigt, 
rehabilitiert oder dauerhaft gepflegt wurden oder werden liegen der 
Bundesregierung nicht vor. Insbesondere werden im Bereich der Ge- 
setzlichen Kranken-, Renten-, Pflege- und Unfallversicherung keine 
Fallzahlen (Kopfzahlen) ausgewiesen. 

Die Rechnungslegungsvorschriften zu den genannten Sozialversiche- 
rungszweigen sehen keine Differenzierung nach Unfallursachen und 
Verkehrsträgern vor. Daher kann in ihren Statistiken auch keine Zu- 
ordnung von Kosten entsprechend Ihrer gewünschten Aufteilung vor- 
genommen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


63. Abgeordneter 

Georg 

Brunnhuber 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die bereitgestellte 
Anzahl von 3 500 manuellen Einbuchungsauto- 
maten zur Mautabrechnung für ausreichend, 
um einen organisatorisch reibungslosen Start 
der Maut am 1. Januar 2005 zu gewährleisten, 
und wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung 
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die an diesen Automaten vorhandenen Mög- 
lichkeiten der Nachteinbuchung beispielsweise 
an Tankstellen mit Nachtschalter? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 15. Dezember 2004 

Das Mautsystem mit seinen drei Zugängen (On-Board-Units, Maut- 
stellenterminals und Internet) entspricht den Anforderungen an ein 
System, das den freien Warenverkehr ermöglicht. Dabei ist davon aus- 
zugehen, dass die rund 3 500 installierten Mautterminals ausreichen, 
um den Bedarf an Terminaleinbuchungen zu decken. In der Anfangs- 
zeit kann nicht ausgeschlossen werden, dass insbesondere an Ver- 
kehrsschwerpunkten verstärkt über Mautstellenterminals ins Mautsys- 
tem eingebucht wird. Toll Collect wird durch eine Optimierung des 
Mautstellennetzes und durch den gezielten Einsatz von Einbuchungs- 
helfern gerade auch an diesen Stellen für einen reibungslosen Ver- 
kehrsablauf sorgen. 

An einer ausreichenden Zahl von Mautstellenterminals ist eine Einbu- 
chung rund um die Uhr sichergestellt. Dies gilt auch für Terminals in 
Tankstellen mit Nachtschalter. 


64. Abgeordneter 

Georg 

Brunnhuber 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ein- 
schränkung der Mobilität der Ekw, die eine 
Mautbuchung über das Internet vorgenommen 
haben, und nun während der Eahrt keine den 
Verkehrsverhältnissen angepasste Teilstrecken- 
änderung vornehmen können, ohne zu „Maut- 
sündern“ zu werden, da das System dies nicht 
unterstützt, und wie hoch schätzt die Bundes- 
regierung in diesem Zusammenhang den Pro- 
zentsatz an „scharfen Mautbrücken“ im lau- 
fenden Betrieb ab 1. Januar 2005 ein, um diese 
„Mautsünder“ zu ahnden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 15. Dezember 2004 

Beabsichtigt ein Eahrer, der eine Einbuchung über das manuelle Sys- 
tem (Mautstellenterminals oder Internet) vorgenommen hat, während 
der Eahrt eine Streckenänderung vorzunehmen, kann die vor Antritt 
der Eahrt vor genommene Einbuchung an einem Mautstellenterminal 
entlang der gebuchten Strecke teilstorniert und die neue Strecke an 
einem Mautstellenterminal oder im Internet gebucht werden. Dieses 
zur Vermeidung von Missbrauchsfällen notwendige Verfahren ist 
nicht erforderlich, wenn die gefahrene Strecke über eine On-Board- 
Unit erfasst und abgerechnet wird. 

Das Kontrollsystem ist so ausgelegt, dass die Mautprellerquote so 
gering wie möglich gehalten werden kann. Dies geschieht durch auto- 
matische Kontrollen an den Kontrollbrücken, Standkontrollen und 
mobile Kontrollen sowie durch Betriebsprüfungen bei Unternehmen. 
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65. Abgeordneter 

Georg 

Brunnhuber 

(CDU/CSU) 


Trifft nach Meinung der Bundesregierung die 
von einer Spedition angestellte Berechnung 
zu, wonach es am Fallbeispiel Grenzübergang 
Suben/Österreich mit insgesamt vier Mautstel- 
len-Terminals am Zollhof und dem Shell-Auto- 
hof zu erheblichen Rückstaus mit bis zu 60 km 
Länge kommt, wenn von den benötigten ca. 
2 850 Tickets bei einer Verweildauer per Lkw 
am Terminal von durchschnittlich 15 Minuten 
in 24 Stunden nur max. 384 Tickets ausgege- 
ben werden können, und hält die Bundesregie- 
rung diese Situation auch an anderen Grenz- 
übergängen für möglich? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 15. Dezember 2004 

Nach von der Betreibergesellschaft Toll Collect angestellten Unter- 
suchungen reichen die am Grenzstandort Suben und in unmittelbarer 
Nähe aufgestellten 9 Mautstellenterminals mit den vorhandenen Park- 
möglichkeiten aus, um den Bedarf an Einbuchungen über die Maut- 
stellenterminals abzufangen. Selbst bei der Annahme einer maximalen 
Einbuchungszeit von 8 Minuten wird es danach in Spitzenzeiten zu 
keinen Rückstaus auf der Autobahn kommen. Diese maximale Einbu- 
chungszeit wird in der Anfangszeit durch den Einsatz von Einbu- 
chungshelfern erheblich reduziert werden. An den von Toll Collect 
identifizierten Verkehrsschwerpunkten an anderen Grenzübergängen 
wird durch eine Optimierung des Mautstellennetzes und durch den 
Einsatz von Einbuchungshelfern alles getan, um Staus zu vermeiden. 


66. Abgeordneter 

Georg 

Brunnhuber 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf das Ver- 
halten des juristischen Dienstes der EU-Kom- 
mission in Sachen Mautkompensation, und 
wie beurteüt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang, die von der scheidenden 
EU-Verkehrskommissarin Loyola de Palacio 
gegenüber der „Deutsche Verkehrs Zeitung“ 
(DVZ 58/Nr. 139) getroffene Aussage, wo- 
nach sie nach Gesprächen mit dem Bundesmi- 
nister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, 
Dr. Manfred Stolpe, den Eindruck hatte, die 
Frage der Mautkompensation hätte für 
Deutschland ohnehin nicht mehr die gleiche 
Dringlichkeit wie vor einem Jahr? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 15. Dezember 2004 

Für die Bundesregierung hat das Mautermäßigungsverfahren unver- 
ändert hohe Priorität. Die Bundesregierung setzt sich bei der Europäi- 
schen Kommission für eine europarechtliche Genehmigung des Maut- 
ermäßigungsverfahrens ein. Die deutschen Verbände des Güterkraft- 
verkehrs sind über die Schrittfolge der Gespräche mit der EU-Kom- 
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mission informiert. Mit ihnen besteht Einvernehmen über das Agieren 
der Bundesregierung gegenüber der EU-Kommission. 


67. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Jahr 

(CDU/CSU) 


Welche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
sind üblicherweise beim Aus- und Umbau von 
Bundesautobahnen vorgesehen, und existiert 
dafür eine finanzielle Begrenzung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleiche 
vom 17. Dezember 2004 

Gemäß Eingriffsregelung nach den §§ 1 9 ff Bundesnaturschutzgesetz 
sind Beeinträchtigungen der Eeistungs- und Eunktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes oder des Eandschaftsbildes, sofern sie nicht vermie- 
den werden können, vorrangig in der Nähe des Eingriffs auszuglei- 
chen oder an anderer Stelle in sonstiger Weise zu ersetzen. Art und 
Umfang der Kompensation ist abhängig von dem jeweilig betroffenen 
Wirkungsgefüge von Boden, Wasser, Euft, Tier- und Pflanzenarten 
und den funktionalen Anforderungen des betroffenen Eandschafts- 
raums. Eine finanzielle Begrenzung für Maßnahmen existiert nicht; es 
gelten die allgemeinen Haushaltsgrundsätze. 


68. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Jahr 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, dass die Bundesregierung beim 
Ausbau der Bundesautobahnen den Rückbau 
von Altimmobilien mit anschließender Dauer- 
begrünung nicht als Ersatz- und Ausgleichs- 
maßnahme anerkennt, obwohl insbesondere 
vom Ereistaat Sachsen umfangreiche, konzep- 
tionelle Eösungsvorschläge erarbeitet wurden, 
und wenn ja, mit welcher Begründung? 


69. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Jahr 

(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, dass eine Wiedergewinnung von Natur 
durch Rückbau von Altimmobüien mit an- 
schließender Dauerbegrünung die Ausgleichs- 
bzw. Ersatzmaßnahme schlechthin darstellt, 
und wenn ja, welchen Stellungswert besitzen 
dahin gehende regionale konzeptionelle Eö- 
sungsansätze? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 17. Dezember 2004 

Die Bundesregierung hält Elächenentsiegelung grundsätzlich für ge- 
eignete Maßnahmen zur Eingriffskompensation für Neuversiegelung. 
Damit verbundene Abrissmaßnahmen von Gebäuden können im Ein- 
zelfall eine sinnvolle naturschutzfachliche Ergänzung sein, um mit 
dem Eingriff verbundene Beeinträchtigungen des Eandschaftsbildes 
zu kompensieren. 
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Regionale konzeptionelle Ansätze sind ebenfalls in diesem Zusam- 
menhang und vor dem Hintergrund der Eingriffsregelung des Bundes- 
naturschutzgesetzes zu sehen. Des Weiteren wird auf die Antwort zu 
der Frage 67 verwiesen. 


70. Abgeordneter 

Steffen 

Kampeter 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass die übrigen Anteilseig- 
ner des Flughafenbetreibers Fraport in den 
Verhandlungen über die geplanten Anteilsver- 
käufe durch den Bund Bedenken gegen diese 
geäußert haben, und wenn ja, wie ist der der- 
zeitige Diskussionsstand? 


71. Abgeordneter 
Steffen 
Kampeter 

(CDU/CSU) 


Ist angesichts des derzeitigen hohen Börsen- 
kurses der Fraport AG noch in diesem Jahr 
mit der mehrfach angekündigten Privatisie- 
rung des Flughafenbetreibers Fraport zu rech- 
nen [vgl. u. a. Börsen-Zeitung vom 16. Dezem- 
ber 2003 (Nr. 242, S. 13); Frankfurter Allge- 
meine Zeitung vom 16. Juli 2004], und wenn 
nicht, worauf ist die Verzögerung zurückzufüh- 
ren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 17. Dezember 2004 

Die Bundesregierung beteiligt sich grundsätzlich nicht an in der Presse 
geäußerten Spekulationen über eventuelle Privatisierungen. Dies gilt 
sowohl für eine Veräußerung von Geschäftsanteilen an Unternehmen 
mit Bundesbeteiligung als auch angesichts der Kapitalmarktrelevanz 
in besonderer Weise für börsennotierte Unternehmen. 

Die Fraport AG ist seit dem Börsengang im Juni 2001 teilprivatisiert; 
18,29% der Aktien dieser Gesellschaft befinden sich im Besitz der 
Bundesrepublik Deutschland. Die zwischen den Aktionären Fand 
Hessen, Stadtwerke Frankfurt am Main Holding GmbH und dem 
Bund geschlossene Konsortialvereinbarung regelt den Fall der Veräu- 
ßerung von Aktien dieser Aktionäre. Bedenken der Mitaktionäre ge- 
gen diese Regelungen sind nicht bekannt. 

Die Veräußerung von Aktien des Bundes erfolgt zur gegebenen Zeit 
in Abhängigkeit von der Kapitalmarktsituation. 


72. Abgeordnete 

Ursula 

Mogg 

(SPD) 


Für welchen Zeitpunkt kann mit einem Beginn 
der Bauarbeiten zur Bahnlärmsanierung im 
Bereich der Pfaffendorfer Brücke in Koblenz 
bis zum Ortsteil Horchheim gerechnet wer- 
den? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 15. Dezember 2004 

Nach Auskunft der DB Netz AG sind noch verschiedene Planungs- 
schritte durchzuführen, so dass baubetriebliche Planungen derzeit 
noch nicht disponiert werden können. 


73. Abgeordnete Welche Konsequenzen haben die Ergebnisse 

Ursula eines Gutachtens über Bahnlärm-Emissionen 

Mogg im Bereich zwischen der Pfaffendorfer Brücke 

(SPD) in Koblenz und dem Ortsteil Ehrenbreitstein, 

und wann ist mit deren Umsetzung zu rech- 
nen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 15. Dezember 2004 

Eür den Bereich zwischen Pfaffendorfer Brücke und Koblenz-Ehren- 
breitstein hat die DB ProjektBau GmbH berichtet, dass ihr ein schalt- 
technisches Gutachten zur Eärmbelastung für die einzelnen Immis- 
sionsorte mit Grenzwertüberschreitungen vorliegt. Sie kann auf dieser 
Grundlage Verhandlungen mit der Stadtverwaltung einleiten, um die 
den Eigentumsverhältnissen der zu beplanenden Anlagen entsprech- 
enden Planungs- und Einanzierungsfragen abzustimmen. Nach einer 
grundsätzlichen Einigung zum weiteren Vorgehen können die folgen- 
den Planungsschritte festgelegt werden. 


74. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang hat die Bundesregierung 
für den Neu- und Ausbau der Rheintalbahn 
bereits bei der Europäischen Kommission 
Zuschussmittel auf der Grundlage der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 2236/95 des Rates vom 
18. September 1995 über die Grundregeln für 
die Gewährung von Gemeinschaftszuschüssen 
für transeuropäische Netze beantragt, und be- 
absichtigt die Bundesregierung, gegebenenfalls 
weitere Mittel für das Vorhaben bei der Euro- 
päischen Kommission zu beantragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 20. Dezember 2004 

Eür den Neu- und Ausbau der Eisenbahnverbindung Karlsruhe-Basel 
wurden aus der Haushaltslinie für transeuropäische Netze für die Jah- 
re 2001 bis 2006 im Rahmen des Mehrjährigen Indikativen Pro- 
gramms (MIP) Zuschüsse in Höhe von insgesamt 56,8 Mio. Euro be- 
reitgestellt. Die Inanspruchnahme dieser Gelder ist aber vom Projekt- 
fortschritt abhängig und kann höchstens 10% der förderfähigen Kos- 
ten betragen. Der Abruf und die Abrechnung der Mittel erfolgt dabei 
grundsätzlich in jährlichem Rhythmus in Abhängigkeit von den zu er- 
wartenden bzw. tatsächlich verausgabten Kosten. 
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Für die nächste MIP-Förderperiode von 2007 bis 2013 ist beabsich- 
tigt, Zuschüsse zu beantragen. Allerdings sind zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch keine Angaben über die Höhe der zu beantragenden 
Mittel möglich, da die Planung des nationalen Haushalts noch nicht 
vorliegt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


75. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung vor, die die vom Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU) in dem Themenpapier „Atomkraft: 
Wiedergeburt eines Auslaufmodells?“ getroffe- 
ne Aussage „Der islamistische Terrorismus hat 
Atomkraftwerke in seine Zielplanung aufge- 
nommen.“ rechtfertigen und, falls ihr solche 
Erkenntnisse nicht vorliegen, wie bewertet die 
Bundesregierung die Aussage des BMU? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 17. Dezember 2004 

Nach der allgemeinen Gefährdungsbewertung der deutschen Sicher- 
heitsbehörden hält die hohe Gefährdung aus dem Bereich des islamis- 
tischen Terrorismus unverändert an. Der Bundesregierung liegen je- 
doch derzeit keine konkreten Hinweise vor, aus denen sich eine unmit- 
telbare Gefährdung kerntechnischer Einrichtungen in Deutschland 
herleiten ließe. Die allgemeine Gefährdungsbewertung ist im Rahmen 
der Reaktorsicherheit aber in Betracht zu ziehen. 


76. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Wie verträgt sich die abschließende Stellung- 
nahme des BMU zum Bundesrechnungshofbe- 
richt zum „Ein-Endlager-Ziel“ mit den Worten 
„Zur angeblichen Äußerung des Bundeswirt- 
schaftsministeriums, dass das Ein-Endlager- 
Ziel ,sicherheitstechnische Nachteüe‘ aufweise, 
ist festzustellen, dass das Bundeswirtschaftsmi- 
nisterium für die atomrechtliche Sicherheit 
weder kompetent noch zuständig ist. Das Bun- 
desumweltministerium hat gegenüber dem 
Bundesrechnungshof für die Bundesregierung 
abschließend Stellung genommen.“ (BMU- 
Pressemitteilung vom 30. Juni 2004, 199/04) 
mit der Aussage des Leiters der Abteilung 
„Reaktorsicherheit“ „soll über (. . .) Initiative 
des Bundesrechnungshofes (. . .) in Kürze in 
den zuständigen Ausschlüssen des Deutschen 
Bundestages beraten werden. Ihre Sitzung 
greift daher in gewisser Weise der parlamenta- 
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rischen Behandlung vor.“ (Brief des BMU 
vom 4. November 2004), und greift nach Auf- 
fassung der Bundesregierung nicht bereits die 
BMU-Pressemitteilung vom 30. Juni 2004 der 
parlamentarischen Beratung des erst am 
3 1 . August 2004 abgeschlossenen Bundes- 
rechungshof-Berichtes vor? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 17. Dezember 2004 

Sowohl in der Antwort der Bundesregierung vom 3. Mai 2004 auf die 
schriftliche Frage 54 des Abgeordneten Kurt-Dieter Grill in der Bun- 
destagsdrucksache 15/3119 vom 21. Mai 2004 als auch in der BMU- 
Pressemitteilung vom 30. Juni 2004 ist mit „abschließender Stellung- 
nahme gegenüber dem Bundesrechnungshof ‘ die Stellungnahme des 
BMU zu der Prüfungsmitteüung des Bundesrechnungshofes vom 
27. November 2003 an das Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit gemeint. Im Gegensatz hierzu ist der Be- 
richt des Bundesrechnungshofes an den Haushaltsausschuss des Deut- 
schen Bundestages vom 31. August 2004 Gegenstand der parlamenta- 
rischen Beratungen im Deutschen Bundestag. 


77. Abgeordneter Wie verträgt sich der Anspruch der Bundesre- 

Kurt-Dieter gierung nach größtmöglicher Transparenz und 

Grill breiter öffentlicher Diskussion gerade bei der 

(CDU/CSU) Frage der Entsorgung nuklearer Abfälle (vgl. 

u. a. Pressemitteilung des BMU vom 16. De- 
zember 2003, 253/03; Rede des Bundesminis- 
ters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit, Jürgen Trittin, am 7. Oktober 2003; 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU „Konse- 
quenzen des ,AK End‘ für die nationale Ent- 
sorgung radioaktiver Abfälle“ auf Bundestags- 
drucksache 15/1457) mit der o. g. Aussage des 
Leiters der Abteilung „Reaktorsicherheit“, in 
der es weiter heißt „Ich hielte es nicht für rat- 
sam, wenn ein Vertreter des BMU im Vorfeld 
der anstehenden parlamentarischen Beratun- 
gen an der von Ihnen einberufenen Sitzung 
teilnimmt. Ich bitte daher um Verständnis, 
dass in dieser Phase des Diskussionsstandes 
die Teilnahme eines BMU-Vertreters an Ihrer 
Veranstaltung nicht in Betracht kommen 
kann.“ und hält es die Bundesregierung für 
denkbar, dass künftig auch in anderen Politik- 
feldern Vertreter der Bundesregierung vor Ab- 
schluss parlamentarischer Beratungen nicht 
mehr an öffentlichen Diskussionen teilneh- 
men? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 17. Dezember 2004 

Unabhängig vom Anspruch nach größtmöglicher Transparenz und 
breiter öffentlicher Diskussion liegt es auch zukünftig im Ermessen 
der Bundesregierung, Referenten zu nichtparlamentarischen Sitzun- 
gen zu entsenden. 


78. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(FDP) 


Legt die Bundesregierung § 8 Abs. 1 Satz 7 des 
Entwurfs der Dritten Verordnung zur Ände- 
rung der Verpackungsverordnung (Bundes- 
tagsdrucksache 15/4107) so aus, dass derjenige 
Vertreiber, der allein Mehrweg-Getränkever- 
packungen aus Glas und PET in seinem Sorti- 
ment führt, auch Einweg-Getränkeverpackun- 
gen aus Glas und PET zurücknehmen muss, 
bzw. dass, derjenige Vertreiber, der allein Ein- 
weg-Getränkeverpackungen aus Glas und PET 
in seinem Sortiment führt, auch Mehrweg-Ge- 
tränkeverpackungen aus Glas und PET zu- 
rücknehmen muss, und wie begründet die Bun- 
desregierung ihre Auffassung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 20. Dezember 2004 

Einer Auslegung des § 8 Abs. 1 Satz 7 des Entwurfs der Dritten 
Verordnung zur Änderung der Verpackungsverordnung (Bundestags- 
drucksache 15/4107) bedarf es angesichts des eindeutigen Wortlauts 
der Bestimmung in § 8 der Novelle nicht. § 8 Abs. 1 Satz 7 des Ent- 
wurfs verweist nur auf Verpackungen, „die nach Satz 1 der Pfand- 
pflicht unterliegen“. § 8 Abs. 1 Satz 1 wiederum normiert lediglich 
eine Pfanderhebungspflicht für „Getränke in Einwegverpackungen“. 
Hieraus folgt: Nur derjenige, der Getränke in Einweggetränkever- 
packungen in Verkehr bringt, muss ein Pfand erheben und Einwegver- 
packungen gleicher Materialart zurücknehmen. Wer allein Mehrweg- 
getränkeverpackungen aus Glas und PET in seinem Sortiment führt, 
muss keine Einweggetränkeverpackungen aus Glas und PET zurück- 
nehmen. Wer allein Einweggetränkeverpackungen aus Glas und PET 
in seinem Sortiment führt, muss keine Mehrweggetränkeverpackun- 
gen aus Glas und PET zurücknehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


79. Abgeordneter 
Helge 
Braun 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Zustän- 
digkeit des stellvertretenden Pressesprechers 
des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung hinsichtlich der Äußerung zur Verwen- 
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düng der Gelder aus dem Investitionspro- 
gramm „Zukunft, Bildung und Betreuung“ im 
„Gießener Anzeiger“ vom 15. Oktober 2004, 
„Es ist sicherlich kein Konzept, ausschließlich 
Gymnasien zu unterstützen“, wenn die Bun- 
desregierung in der Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs bei der Bundesministerin 
für Bildung und Forschung, Ulrich Kasparick, 
vom 2. Dezember 2004 auf meine schriftliche 
Frage 112 auf Bundestagsdrucksache 15/4477 
sagt, „Die Gesamtverantwortung für die päda- 
gogischen Konzepte fällt in die Zuständigkeit 
der Fänder“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 21. Dezember 2004 

Die Äußerung des stellvertretenden Pressesprechers des Bundesminis- 
teriums für Bildung und Forschung betraf die Frage, welche Schulfor- 
men von den Mitteln des Investitionsprogramms „Zukunft Büdung 
und Betreuung“ (IZBB) profitieren können. Er hat deutlich gemacht, 
dass alle Schulformen bei Vorliegen eines entsprechenden pädagogi- 
schen Konzepts antragsberechtigt sind und nicht ausschließlich 
Gymnasien. Mit dieser Aussage wurde lediglich der Inhalt der Verwal- 
tungsvereinbarung des IZBB erläutert und nicht eine Zuständigkeit 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung für die Beurtei- 
lung der pädagogischen Konzepte von Ganztagsschulen unterstellt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


80. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Wie geht die Entwicklung des Devisenkurses 
des US-Dollars im Jahr 2004 in die Berech- 
nung der ODA-Quote (Anteil der öffentlichen 
Entwicklungshilfeleistungen am Bruttonatio- 
naleinkommen) Deutschlands für das Jahr 
2004 im Rahmen der statistischen Vorgaben 
der Organisation für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (OECD) ein, und 
wie wird sich nach Einschätzung der Bundes- 
regierung der Verlauf des Dollarkurses voraus- 
sichtlich auf die Höhe der deutschen ODA- 
Quote 2004 auswirken? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 20. Dezember 2004 

Die ODA-Quote setzt das in EURO ermittelte deutsche ODA-Volu- 
men ins (prozentuale) Verhältnis zum ebenfalls in EURO berechneten 
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Bruttonationaleinkommen (BNE). Sie ist insofern währungsunabhän- 
gig. Bei der Umrechnung beider Komponenten (ODA, BNE) in Dol- 
lar bleibt die ODA-Quote unverändert. Der Verlauf des Dollarkurses 
hat entsprechend auch keine Auswirkung auf die deutsche ODA-Quo- 
te 2004. 


Berlin, den 23. Dezember 2004 
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